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Hiermit übersende ich den von der Bundesregierung be- 
schlossenen 

Entwurf eines Gesetzes 
über die Rechnungslegung von Großunter- 
nehmen und Konzernen 

nebst Begründung (Anlage 1) mit der Bitte, die Beschlußfassung 
des Deutschen Bundestages herbeizuführen. 

Federführend ist der Bundesminister der Justiz. 

Der Bundesrat hat zu der Gesetzesvorlage in seiner 326. Sitzung 
am 14. Juni 1968 gemäß Artikel 76 Abs. 2 des Grundgesetzes, 
wie aus der Anlage 2 ersichtlich, Steilung genommen. Er ist der 
Ansicht, daß das Gesetz seiner Zustimmung bedarf. 

Die Gegenäußerung der Bundesregierung zu der Stellungnahme 
des Bundesrates ist aus der Anlage 3 zu ersehen. 


Für den Bundeskanzler 

Der Bundesminister für Familie und Jugend 

Heck 
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Anlage 1 


Entwurf eines Gesetzes 

über die Rechnungslegung von Großunternehmen 
und Konzernen 


Der Bundestag hat das folgende Gesetz beschlos- 
sen: 

ERSTER ABSCHNITT 

Rechnungslegung von Unternehmen 

§ 1 

Zur Rechnungslegung verpflichtete Unternehmen 

(1) Ein Unternehmen hat nach diesem Abschnitt 
Rechnung zu legen, wenn für den Tag des Ablaufs 
eines Geschäftsjahrs (Abschlußstichtag) und für den 
folgenden Abschlußstichtag jeweils mindestens zwei 
der drei nachstehenden Merkmale zutreffen: 

1. Die Bilanzsumme einer auf den Abschluß- 
stichtag aufgestellten Jahresbilanz über- 
steigt einhundertfünfundzwanzig Millio- 
nen Deutsche Mark. 

2. Die Umsatzerlöse des Unternehmens in 
den zwölf Monaten vor dem Abschluß- 
stichtag übersteigen zweihundertfünfzig 
Millionen Deutsche Mark. 

3. Das Unternehmen hat in den zwölf Mona- 
ten vor dem Abschlußstichtag durchschnitt- 
lich mehr als fünftausend Arbeitnehmer 
beschäftigt. 

(2) Bilanzsumme nach Absatz 1 Nr. 1 ist die Bi- 
lanzsumme einer gemäß § 5 Abs. 2 aufgestellten 
Jahresbilanz. Trifft für den Abschlußstichtag das 
Merkmal nach Absatz 1 Nr. 2 oder das Merkmal 
nach Absatz 1 Nr. 3 zu, hat das Unternehmen zur 
Feststellung, ob auch das Merkmal nach Absatz 1 
Nr. 1 zutrifft, eine Jahresbilanz nach § 5 Abs. 2 auf- 
zustellen. Für die Ermittlung der Umsatzerlöse nach 
Abastz 1 Nr. 2 gilt § 158 Abs. 1, 2 des Aktienge- 
setzes. Umsatzerlöse in fremder Währung sind nach 
dem amtlichen Kurs in Deutsche Mark umzurechnen. 
Durchschnittliche Zahl der Arbeitnehmer nach Ab- 
satz 1 Nr. 3 ist der zwölfte Teil der Summe aus den 
Zahlen der am Ende eines jeden Monats beschäftig- 
ten Arbeitnehmer einschließlich der zu ihrer Be- 
rufsausbildung Beschäftigten sowie der im Ausland 
beschäftigten Arbeitnehmer. 

(3) Ein Kreditinstitut hat abweichend von Ab- 
satz 1 nach diesem Abschnitt Rechnung zu legen, 
wenn die Bilanzsumme in den Jahresbilanzen für 
zwei aufeinander folgende Abschlußstichtage zuzüg- 
lich der den Kreditnehmern abgerechneten eigenen 
Ziehungen im Umlauf, der Indossamentsverbind- 
lichkeiten aus weitergegebenen Wechseln und der 
Verbindlichkeiten aus Bürgschaften, Wechsel- und 


Scheckbürgschaftcn sowie aus Gewährleistungsver- 
trägen dreihundert Millionen Deutsche Mark über- 
steigt. Absatz 2 Satz 1 gilt sinngemäß. 

(4) Ein Versicherungsunternehmen hat abwei- 
chend von Absatz 1 nach diesem Abschnitt Rechnung 
zu legen, wenn seine Einnahmen aus Versicherungs- 
prämien jeweils in den zwölf Monaten vor zwei 
aufeinander folgenden Abschlußstichtagen einhun- 
dert Millionen Deutsche Mark übersteigen. Einnah- 
men aus Versicherungsprämien sind die Einnah- 
men aus dem Erst- und Rückversicherungsgeschäft 
einschließlich der in Rückdeckung gegebenen An- 
teile. 

(5) Mehrere Handelsgeschäfte eines Einzelkauf- 
manns sind, auch wenn sie nicht unter der gleichen 
Firma betrieben werden, nur ein Unternehmen im 
Sinne dieses Gesetzes. 

§2 

Beginn und Dauer 
der Pflicht zur Rechnungslegung 

(1) Das Unternehmen hat erstmals für den zwei- 
ten der aufeinander folgenden Abschlußstichtage, 
für die mindestens zwei der drei Merkmale des § 1 
Abs. 1 oder die Merkmale des § 1 Abs. 3 oder 4 
zutreffen, Rechnung zu legen. Es hat jedoch bereits 
für den ersten Abschlußstichtag Rechnung zu legen, 
für den mindestens zwei der drei Merkmale des § 1 
Abs. 1 oder die Merkmale des § 1 Abs. 3 oder 4 zu- 
treffen, wenn auf das Unternehmen während des 
Geschäftsjahrs das Vermögen eines anderen Unter- 
nehmens durch Verschmelzung, Umwandlung oder 
in anderer Weise als Ganzes übergegangen ist und 
auf das andere Unternehmen mindestens zwei der 
drei Merkmale des § 1 Abs. 1 oder die Merkmale 
des § 1 Abs. 3 oder 4 zutrafen; dies gilt auch, wenn 
das andere Unternehmen nicht nach diesem Ab- 
schnitt Rechnung zu legen brauchte. Ein Unterneh- 
men braucht nicht mehr nach diesem Abschnitt 
Rechnung zu legen, wenn für zwei aufeinander fol- 
gende Abschlußstichtage mindestens zwei der drei 
Merkmale des § 1 Abs. 1 oder die Merkmale des § 1 
Abs. 3 oder 4 nicht mehr zutreffen. 

(2) Die gesetzlichen Vertreter eines Unterneh- 
mens, auf das erstmals für einen Absciilußstichtag 
mindestens zwei der drei Merkmale des § 1 Abs. 1 
oder die Merkmale des § 1 Abs. 3 oder 4 zutreffen, 
haben, wenn das Unternehmen oder die Firma in 
das Handelsregister eingetragen ist, unverzüglich 
zum Handelsregister die Erklärung einzureichen, daß 

I für diesen Abschlußstichtag zwei der drei Merkmale 
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des § 1 Abs. 1 oder die Merkmale des § 1 Abs. 3 
oder 4 zutreffen. Eine entsprechende Erklärung ha- 
ben die gesetzlichen Vertreter auch für den folgen- 
den Ab Schluß Stichtag unverzüglich zum Handels- 
register einzureichen, wenn die Merkmale auch für 
diesen Abschlußstichtag zutreffen. Unterliegt das 
Unternehmen einer staatlichen Aufsicht, haben sie 
die Erklärungen nach Satz 1 und 2 unabhängig da- 
von, ob die Erklärungen zum Handelsregister ein- 
zureichen sind, auch der Aufsichtsbehörde einzu- 
reichen. 

(3) Das Gericht hat zur Prüfung der Frage, ob ein 
Unternehmen nach diesem Abschnitt Rechnung zu 
legen hat, Prüfer zu bestellen, wenn Anlaß für die 
Annahme besteht, daß das Unternehmen zur Rech- 
nungslegung nach diesem Abschnitt verpflichtet ist. 
Hat das Unternehmen einen Aufsichtsrat, ist vor der 
Bestellung außer den Beteiligten auch dieser zu 
hören. Gegen die Entscheidung ist die sofortige Be- 
schwerde zulässig. Für die Auswahl der Prüfer, den 
Ersatz angemessener barer Auslagen und die Ver- 
gütung der Prüfer, die Verantwortlichkeit und die 
Rechte der Prüfer und die Kosten der Prüfung gel- 
ten § 142 Abs. 6, §§ 143, 145 Abs. 1 bis 3, §§ 146, 
168 des Aktiengesetzes sinngemäß. Die Prüfer haben 
über das Ergebnis der Prüfung schriftlich zu berich- 
ten und den Bericht zu unterzeichnen. Sie haben ihn 
unverzüglich dem Gericht, den gesetzlichen Vertre- 
tern und, wenn das Unternehmen oder die Firma in 
das Handelsregister eingetragen ist, auch zum Han- 
delsregister des Sitzes (der Hauptniederlassung) 
des Unternehmens einzureichen. Unterliegt das Un- 
ternehmen einer staatlichen Aufsicht, so haben sie 
den Bericht auch der Aufsichtsbehörde einzureichen. 
Auf Verlangen haben die gesetzlichen Vertreter je- 
dem Gesellschafter eine Abschrift des Berichts zu er- 
teilen. 

§ 3 

Geltungsbereich 

(1) Dieser Abschnitt ist nur anzuwenden auf Un- 
ternehmen in der Rechtsform 

1. der Gesellschaft mit beschränkter Haftung, 
einer Personenhandelsgesellschaft oder 
des Einzelkaufmanns, 

2. einer bergrechtlichen Gewerkschaft, 

3. des Vereins, der auf einen wirtschaftlichen 
Geschäftsbetrieb gerichtet ist, 

4. der rechtsfähigen Stiftung des bürgerli- 
chen Rechts, wenn sie ein Gewerbe be- 
treibt, 

5. einer Körperschaft, Stiftung oder Anstalt 
des öffentlichen Rechts, wenn sie ein Kre- 
ditinstitut oder ein Versicherungsunter- 
nehmen sind oder wenn sie im Handels- 
register eingetragen sind. 

(2) Dieser Abschnitt gilt nicht für 

1. Unternehmen in der Rechtstorm der Ge- 
nossenschaft oder des Versicherungsver- 
eins auf Gegenseitigkeit, 


2. Verwertungsgesellschaften nach dem Ge- 
setz über die Wahrnehmung von Urheber- 
rechten und verwandten Schutzrechten 
vom 9. September 1965 (Bundesgesetzbl. I 
S. 1294). 

Dieser Abschnitt gilt ferner nicht für die in § 2 
Abs. 1 Nr. 1, 2 und 4 des Gesetzes über das Kredit- 
wesen vom 10. Juli 1961 (Bundesgesetzbl. I S. 881) 
genannten Unternehmen. 

(3) Dieser Abschnitt gilt nicht für Unternehmen 
in Abwicklung. 

§4 

Gesetzliche Vertreter. Aufsichtsrat. 

Feststellung. Gericht 

(1) Im Sinne dieses Gesetzes sind gesetzliche 
Vertreter eines Unternehmens 

1. bei einer juristischen Person die Mitglie- 
der des vertretungsberechtigten Organs, 

2. bei einer Personenhandelsgesellschaft der 
oder die vertretungsberechtigten Gesell- 
schafter. 

Die Vorschriften für die gesetzlichen Vertreter des 
Unternehmens gelten, wenn es sich um das Unter- 
nehmen eines Einzelkaufmanns handelt, sinngemäß 
für den Einzelkaufmann oder seinen gesetzlichen 
Vertreter. 

(2) Die Vorschriften dieses Gesetzes für den Auf- 
sichtsrat gelten sinngemäß für ein entsprechendes 
Überwachungsorgan, 

(3) Als Feststellung des Jahresabschlusses ist die 
Billigung des Jahresabschlusses durch die zustän- 
dige Stelle, und wenn es sich um das Unternehmen 
eines Einzelkaufmanns handelt, die Billigung des 
Jahresabschlusses durch den Inhaber anzusehen. 

(4) Gericht im Sinne dieses Gesetzes ist das Ge- 
richt des Sitzes (der Hauptniederlassung) des Unter- 
nehmens. 

§5 

Aufstellung 

von Jahresabschluß und Geschäftsbericht 

(1) Die gesetzlichen Vertreter des Unternehmens 
haben in den ersten drei Monaten des Geschäfts- 
jahrs für das vergangene Geschäftsjahr eine Jahres- 
bilanz und eine Gewinn- und Verlustrechnung (Jah- 
resabschluß) sowie einen Geschäftsbericht aufzustel- 
len und Abschlußprüfern (§ 6) vorzulegen. 

(2) Für den Jahresabschluß gelten §§ 149, 151 
bis 158 des Aktiengesetzes über die Rechnungsle- 
gung der Aktiengesellschaft entsprechend mit den 
folgenden Maßgaben: 

1. Sind für das Unternehmen Formblätter 
oder andere Vorschriften für die Gliede- 
derung des Jahresabschlusses erlassen, 
gelten diese,- sind nicht für das Unterneh- 
men, aber für Aktiengesellschaften des- 
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selben Geschäftszweigs Formblätter oder 
andere Vorschriften für die Gliederung des 
Jahresabschlusses erlassen, gelten diese 
sinngemäß. § 161 Abs. 2 des Aktienge- 
setzes ist anzuwenden. 

2. Für den Ausweis des Rechtes von Ge- 
sellschaften mit beschränkter Haftung zur 
Einziehung von Nachschüssen sowie für 
den Ausweis der eingezahlten Nachschüs- 
se gilt § 42 Nr. 3 und 4 des Gesetzes be- 
treffend die Gesellschaften mit beschränk- 
ter Haftung. 

3, Anstelle der Kredite nach § 151 Abs. 1 
Aktivseite III B Nr. 1 1 des Aktiengesetzes 
haben Gesellschaften mit beschränkter 
Haftung als Posten 

„ 1 1 . Forderungen aus Krediten, die den 
Krediten 

a) nach § 89, 

b) nach § 115 

des Aktiengesetzes entsprechen;" 

alle Kredite auszuweisen, die den Kredi- 
ten entsprechen, welche eine Aktienge- 
sellschaft nach § 89 oder nach § 115 des 
Aktiengesetzes nur mit Einwilligung ihres 
Aufsichtsrats oder des Aufsichtsrats des 
herrschenden Unternehmens gewähren 
darf. Personenhandelsgesellschaften haben 
an dieser Stelle als Posten 

„11. Forderungen aus Krediten an Gesell- 
schafter und leitende Angestellte;" 

die Kredite an Gesellschafter sowie alle 
Kredite auszuweisen, die den Krediten 
entsprechen, welche eine Aktiengesell- 
schaft nach § 89 des Aktiengesetzes nur 
mit Einwilligung ihres Aufsichtsrats oder 
des Aufsichtsrats des herrschenden Unter- 
nehmens gewähren darf. 

4 . Bei Personenhandelsgesellschaften ist der 
auf einen Gesellschafter entfallende Ver- 
lust, soweit er den Kapitalanteil des Ge- 
sellschafters übersteigt, auf der Aktiv- 
seite als „nicht durch Vermögenseinlagen 
gedeckter Verlustanteil von Gesellschaf- 
tern" gesondert auszuweisen. 

5. Auf Kreditinstitute sind §§ 26, 26 a Abs. 1 

des Gesetzes über das Kreditwesen, auf 
Versicherungsunternehmen §§ 56, 56 a 

Satz 3 des Gesetzes über die Beaufsichti- 
tigung der privaten Versicherungsunter- 
nehmungen und Bausparkassen sinnge- 
mäß anzuwenden. 

6. Waren Gegenstände des Anlagevermögens 
im Jahresabschluß für das letzte Geschäfts- 
jahr, für das noch nicht nach diesem Ab- 
schnitt Rechnung zu legen war, mit einem 
niedrigeren Wert angesetzt, als nach 
§§ 153, 154 des Aktiengesetzes zulässig 


ist, so darf der niedrigere Wertansatz bei- 
behalten werden. § 154 Abs. 1 des Aktien- 
gesetzes ist in diesem Fall mit der Maß- 
gabe entsprechend anzuwenden, daß der 
niedrigere Wertansatz um planmäßige 
Abschreibungen oder Wertberichtigungen 
entsprechend der voraussichtlichen Rest- 
nutzungsdauer zu vermindern ist. Waren 
Gegenstände des Umlaufvermögens im 
Jahresabschluß für das letzte Geschäfts- 
jahr, für das noch nicht nach diesem Ab- 
schnitt Rechnung zu legen war, mit einem 
niedrigeren Wert angesetzt, als nach § 155 
des Aktiengesetzes zulässig ist, so darf 
der niedrigere Wert insoweit beibehalten 
werden, als er 

a) nach den Grundsätzen ordnungsmäßi- 
ger Buchführung angesetzt werden 
mußte oder 

b) aus den Gründen des § 155 Abs. 3 des 
Aktiengesetzes angesetzt worden ist. 

(3) Handelt es sich um das Unternehmen eines 
Einzelkaufmanns oder einer Personenhandelsgesell- 
schaft, so dürfen das sonstige Vermögen des Ein- 
zelkaufmanns oder der Gesellschafter (Privatver- 
mögen) nicht in die Bilanz und die auf das Privat- 
vermögen entfallenden Aufwendungen und Erträge 
nicht in die Gewinn- und Verlustrechnung aufge- 
nommen werden. 

(4) Für den Geschäftsbericht gilt § 160 Abs. 1 
und 2, Abs. 3 Nr. 7 und 10, Abs, 4 des Aktienge- 
setzes über den Inhalt des Geschäftsberichts der 
Aktiengesellschaft und, wenn das Unternehmen ein 
Kreditinstitut ist, § 26 a Abs. 2 des Gesetzes über 
das Kreditwesen sinngemäß, 

§6 

Prüfung durch die Abschlußprüfer 

(1) Der Jahresabschluß ist unter Einbeziehung der 
Buchführung und des Geschäftsberichts durch einen 
oder mehrere sachverständige Prüfer (Abschlußprü- 
fer) zu prüfen. Die Prüfung des Jahresabschlusses 
hat sich darauf zu erstrecken, ob die Vorschriften des 
Gesetzes und die Bestimmungen der Satzung oder des 
Gesellschaftsvertrags über den Jahresabschluß be- 
achtet sind; auf die Beachtung der Vorschriften und 
Bestimmungen, die nur auf den Jahresabschluß nach 
§ 8 Abs. 4 Satz 2 anzuwenden sind, braucht sie sich 
nicht zu erstrecken. Der Geschäftsbericht ist darauf 
zu prüfen, ob § 5 Abs. 4 Satz 1 in Verbindung mit 
§ 160 Abs. 1 und 2, Abs. 3 Nr. 7 und 10, Abs. 4 des 
Aktiengesetzes beachtet ist und ob die sonstigen 
Angaben im Geschäftsbericht nicht eine falsche Vor- 
stellung von der Lage des Unternehmens erwecken. 
§§ 164 bis 169 des Aktiengesetzes über die Prüfimg 
des Jahresabschlusses gelten sinngemäß. Ändern die 
gesetzlichen Vertreter den Jahresabschluß oder den 
Geschäftsbericht, nachdem ihnen der Prüfungsbe- 
richt (§ 166 des Aktiengesetzes) vorgelegt worden 
ist, so haben die Abschlußprüfer den Jahresab- 
schluß und den Geschäftsbericht erneut zu prüfen. 
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soweit es die Änderung fordert; ein bereits erteil- 
ter Bestätigung s vermerk ist unwirksam. 

(2) Handelt es sich um das Unternehmen eines 
Einzelkaufinanns, oder einer Personenhandelsgesell- 
Schaft, so hat sich die Prüfung auch darauf zu er- 
strecken, ob § 5 Abs. 3 beachtet ist. 

(3) Die Abschlußprüfer werden bei Gesellschaften 
mit beschränkter Haftung von den Gesellschaftern, 
bei bergrechtlichen Gewerkschaften von der Gewer- 
kenversammlung gewählt. Bei Personenhandelsge- 
sellschaften wirken alle Gesellschafter bei der Wahl 
der Abschlußprüfer mit; wenn der Gesell sciiaftsver- 
trag nichts anderes bestimmt, genügt für den Be- 
schluß die Mehrheit der Stimmen. Handelt es sich 
um das Unternehmen eines Einzcdkaufmanns, so be- 
stellt dieser die Abschlußprüfer. Bei anderen Unter- 
nehmen werden die Abschlußprüfer, sofern über 
ihre Bestellung nichts anderes bestimmt ist, vom 
Aufsichtsrat gewählt; hat das Unternehmen keinen 
Aufsichtsrat, so bestellen die gesetzlichen Vertreter 
die Abschlußprüfer. § 163 Abs. 1 Satz 2 und 3 des 
Aktiengesetzes gilt sinngemäß. 

(4) Auf Antrag der gesetzlichen Vertreter des 
Unternehmens hat das Gericht nach Anhörung der 
Beteiligten und des gewählten Prüfers einen ande- 
ren Abschlußprüfer zu bestellen, wenn dies aus 
einem in der Person des gewählten Prüfers liegen- 
den Grund geboten erscheint, insbesondere, wenn 
Besorgnis der Befangenheit besteht. Hat das Unter- 
nehmen einen Aufsichtsrat, so kann auch dieser den 
Antrag stellen. Bei einer Gesellschaft mit beschränk- 
ter Haftung und bei einer Personenhandelsgesell- 
schaft kann auch jeder Gesellschafter den Antrag 
stellen. Bei einer bergrechtlichen Gewerkschaft kön- 
nen auch Gewerken den Antrag stellen, deren An- 
teile zusammen den zehnten Teil der Kuxe errei- 
chen. Unterliegt das Unternehmen einer staatlichen 
Aufsicht, so kann auch die Aufsichtsbehörde den 
Antrag stellen. Gegen die Entscheidung des Gerichts 
ist die sofortige Beschwerde zulässig. 

(5) Sind die Abschlußprüfer bis zum Ablauf des 
Geschäftsjahrs nicht gewählt oder bestellt worden, 
so hat das Gericht auf Antrag der gesetzlichen Ver- 
treter, des Aufsichtsrats oder eines Gesellschafters 
oder Gewerken die Abschlußprüfer zu bestellen. 
§163 Abs. 3 Satz 2 bis 4 des Aktiengesetzes gilt 
sinngemäß. 

(6) Für den Ersatz angemessener barer Auslagen 
und für die Vergütung der vom Gericht bestellten 
Abschlußprüfer gilt § 163 Abs. 4 des Aktiengeset- 
zes sinngemäß. 

(7) Für den Widerruf der Wahl oder Bc^stellung 
von Abschlußprüfern und für den Bericht über das 
Ergebnis der bisherigen Prüfung gilt § 163 Abs. 5 
Satz 1, 3 bis 9 des Aktiengesetzes sinngemäß. 

(8) Der .lahiestilKsclikiß ist nichtig, wenn er 

1. nicht nach Absatz 1 Satz 1 und 5 geprüft 
worden ist oder 


2. von Personen geprüft worden ist, die nicht 
zum Abschlußprüfer bestellt sind oder 
nach Absatz 1 Satz 4 in Verbindung mit 
§ 164 des Aktiengesetzes nicht Abschluß- 
prüfer sein können. 

Dh} Nichtigkeit nach Nummer 2 kann nicht mehr 
geltend gemacht werden, wenn seit der Bekanntma- 
chung des Jahresabschlusses im Bundesanzeiger 
sechs Monate verstrichen sind. § 256 Abs. 6 Satz 2 
des Aktiengesetzes gilt sinngemäß. 

(9) Unberührt bleiben 

§§ 28, 29 des Gesetzes über das Kreditwesen 
über die Bestellung des Prüfers in besonderen 
rällen und besondere Pflichten des Prüfers, 

§ 57 Abs. 2 Satz 2, Abs. 3, §§ 58, 59 des Ge- 
setzes über die Beaufsichtigung der privaten 
Versicherungsunteinehmungen und Bausparkas- 
sen über den Gegenstand und Umfang der Ab- 
schlußprüfung sowie die Bestellung des Ab- 
schlußprüfers bei Versicherungsunternehmun- 
gen und Bausparkassen, 

§§ 26, 28 des Wohnungsgemeinnützigkeitsge- 
setzes vom 29. Februar 1940 (Reichsgesetzbl. 1 
S. 438) und § 23 Abs. 1, 3 bis 5 der Verordnung 
zur Durchführung des Gesetzes über die Ge- 
meinnützigkeit im Wohnungswesen in der Fas- 
sung vom 25. A.pril 1957 (Bundesgesetzbl. I 
S.. 406), geändert durch die Verordnung zur 
Änderung der Borc^chnungsverordnungen vom 
19. Dezember 1962 (Bundesgesetzbl. I S. 738, 
751) über die Prüfung der als gemeinnützig an- 
erkannten Wohnungsuntemehmen und der als 
Organ der staatlichen Wohnungspolitik aner- 
kannten Unternehmen und Verbände sowie 

§§ 8, 9, 10 Abs. 2, §§ 11 und 12 der Verord- 
nung zur Durchführung der Vorschriften über die 
Prüfungspflicht der Wirtschaftsbetriebe der öf- 
fentlichen Hand vom 30. März 1933 (Reichsge- 
setzbl. I S. 180). 

§7 

Prüfung durch den Aufsiditsrat 

Hat das Unternehmen einen Aufsichtsrat, so ha- 
ben die gesetzlichen Vertreter unverzüglich nach 
Eingang des Prüfungsberichts der Abschlußprüfer 
den Jahresabschluß, den Geschäftsbericht und den 
Prüfungsbericht der Abschlußprüfer dem Aufsichts- 
rat vorzulegen. Der Aufsichtsrat hat den Jahresab- 
schluß und den Geschäftsbericht zu prüfen; er hat 
über das Ergebnis seiner Prüfung schriftlich zu be- 
richten, § 170 Abs. 3, § 171 Abs. 1 Satz 2, Abs. 2 
Satz 2 bis 4, Abs. 3 des Aktiengesetzes gelten sinn- 
gemäß. 

§8 

Feststellung des Jahresabschlusses 

(IJ Bedarf cis zur Feststellung des Jahresabschlus- 
ses der Entscheidung oder Mitwirkung einer ande- 
ren Stelle als der gesetzlichen Vertreter und des 
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Aufsichtsrats, so haben die gesetzlichen Vertreter 
den Jahresabschluß, wenn das Unternehmen einen 
Aufsichtsrat hat, unverzüglich nach Eingang seines 
Prüfungsberichts (§ 7), wenn das Unternehmen kei- 
nen Aufsichtsrat hat, unverzüglich nach Eingang des 
Prüfungsberichts der Abschlußprüfer der zuständi- 
gen Stelle vorzulegen. Bedarf es zur Feststellung 
des Jahresabschlusses einer Versammlung der Ge- 
sellschafter, so ist die Versammlung unverzüglich 
nach dem Eingang des Prüfungsberichts des Auf- 
sichtsrats oder der Abschlußprüfer einzuberufen; be- 
rufen die für die Einberufung zuständigen Stellen 
die Versammlung nicht unverzüglich ein, so haben 
die gesetzlichen Vertreter sie einzuberufen. 

(2) Auf den Jahresabschluß ist § 5 Abs. 2 und 3 
anzuwenden. 

(3) Ändert die zuständige Stelle den von den ge- 
setzlichen Vertretern aufgestellten Jahresabschluß, 
so haben die Abschlußprüfer ihn erneut zu prüfen, 
soweit es die Änderung fordert. Ein bereits erteilter 
Bestätigungsvermerk ist unwirksam. Eine vor der 
erneuten Prüfung getroffene Entscheidung über die 
Feststellung des Jahresabschlusses wird erst wirk- 
sam, wenn auf Grund der erneuten Prüfung ein hin- 
sichtlich der Änderung uneingeschränkter Bestäti- 
gungsvermerk erteilt worden ist. Sie wird nichtig, 
wenn nicht binnen zwei Wochen seit der Entschei- 
dung ein hinsichtlich der Änderung uneingeschränk- 
ter Bestätigimgsvermerk erteilt wird. 

(4) Der festgestellte Jahresabschluß ist der Jah- 
resabschluß (die Jahresbilanz) im Sinne der für die 
Rechtsform des Unternehmens geltenden Vorschrif- 
ten. Jedoch kann für die Zwecke der Gewinnvertei- 
lung ein Jahresabschluß zugrunde gelegt werden, der 
durch zusätzliche Abschreibungen, Wertberichtigun- 
gen oder Rückstellungen in der Jahresbilanz von 
dem Jahresabschluß nach diesem Gesetz ab weicht. 
Das Recht, in diesem Jahresabschluß Abschreibun- 
gen, Wertberichtigungen und Rückstellungen vorzu- 
nehmen, bestimmt sich nach den für die Rechtsform 
des Unternehmens geltenden Vorschriften und den 
Bestimmungen der Satzung oder des Gesellschafts- 
vertrags. 

§9 

Einreichung 

von Jahresabschluß und Geschäftsbericht 
zum Handelsregister 

(1) Ist das Unternehmen oder die Firma in das 
Handelsregister eingetragen, so haben die gesetz- 
lichen Vertreter unverzüglich nach der Feststellung 
den festgestellten Jahresabschluß mit Bestätigungs- 
vermerk und den Geschäftsbericht zum Handelsre- 
gister des Sitzes (der Hauptniederlassung) des Unter- 
nehmens einzureichen. Hat das Unternehmen einen 
Aufsichtsrat, so haben sie auch dessen Bericht (§ 7) 
einzureichen. Sie haben ferner unverzüglich nach 
der Bekanntmachung (§ 10 Abs. 1 bis 3) auch die 
Bekanntmachung zum Handelsregister des Sitzes 
(der Hauptniederlassung) des Unternehmens einzu- 
reichen. 


(2) Der dem eingereichten Jahresabschluß beige- 
fügte Bestätigungsvermerk muß von den Abschluß- 
prüfern unterschrieben sein. Haben die Abschlußprü- 
fer die Bestätigung des Jahresabschlusses versagt, 
muß dies auf dem eingereichten Jahresabschluß ver- 
merkt, der Vermerk von den Abschlußprüfern unter- 
schrieben sein. 

(3) Das Gericht hat zu prüfen, ob der eingereichte 
Jahresabschluß Absatz 2 entspricht, ob er bekannt- 
gemacht worden ist und ob die Bekanntmachung 
§ 10 Abs. 4 in Verbindung mit § 178 Abs. 1 Nr. 1 
und 2 des Aktiengesetzes entspricht. Im übrigen 
braucht es nicht zu prüfen, ob der Jahresabschluß 
und der Geschäftsbericht den Bestimmungen des 
Gesetzes und der Satzung entsprechen. 

(4) Ist das Unternehmen nicht in das Handelsre- 
gister eingetragen, so haben die gesetzlichen Vertre- 
ter den festgestellten Jahresabschluß mit Bestäti- 
gungsvermerk, den Geschäftsbericht und, wenn das 
Unternehmen einen Aufsichtsrat hat, auch dessen 
Bericht unverzüglich nach der Feststellung in dem 
Geschäftsraum des Unternehmens zur Einsicht auszu- 
legen ; für den ausgelegten Jahresabschluß gilt Ab- 
satz 2 sinngemäß. Sie haben ferner unverzüglich 
nach der Bekanntmachung (§10 Abs. 1 bis 3) auch 
die Bekanntmachung dort zur Einsicht auszulegen. 
Die Einsicht ist jedermann gestattet. 

(5) Bei Personenhandelsgesellschaften dürfen in 
dem Jahresabschluß, der nach Absatz 1 eingereicht 
oder nach Absatz 4 ausgelegt wird, die Kapitalan- 
teile der Gesellschafter und die Rücklagen in einem 
Posten „Kapitalanteile und Rücklagen" ausgewie- 
sen werden. Satz 1 gilt sinngemäß für den Einzel- 
kaufmann. 

§ 10 

Bekanntmachung des Jahresabschlusses 

(1) Die gesetzlichen Vertreter haben den Jahres- 
abschluß, sobald er festgestellt ist, unverzüglich im 
Bundesanzeiger bekanntzumachen. 

(2) Ist der Jahresabschluß nach Ablauf der ersten 
acht Monate des Geschäftsjahres noch nicht festge- 
stellt, so haben die gesetzlichen Vertreter den von 
ihnen aufgestellten und nach § 6 Abs. 1 Satz 1 und 4 
geprüften Jahresabschluß unverzüglich im Bundes- 
anzeiger bekanntzumachen. Von dem bekanntge- 
machten Jahresabschluß ist bei der Aufstellung des 
Jahresabschlusses für das folgende Geschäftsjahr 
auszugehen, es sei denn, daß der Jahresabschluß bei 
der Feststellung geändert und nach Absatz 3 im Bun- 
desanzeiger bekanntgemacht worden ist. 

(3) Wird ein nach Absatz 2 bekanntgemachter 
Jahresabschluß bei der Feststellung geändert, so 
haben die gesetzlichen Vertreter den Jahresabschluß 
unverzüglich nach der Feststellung im Bundesanzei- 
ger bekanntzumachen. 

(4) Für die Veröflentlichungen und Vervielfälti- 
gungen des Jahresabschlusses gilt § 178 Abs. 1 Nr. 1 
und 2, Abs. 2 des Aktiengesetzes sinngemäß. 
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(5) Auf Gesetz, Satzung oder Gesellschaftsver- 
trag beruhende Pflichten des Unternehmens, den 
Jahresabschluß oder den Geschäftsbericht in ande- 
rer Weise bekanntzumachen, einzureichen oder Per- 
sonen zugänglich zu machen, bleiben unberührt. 

(6) Für die Bekanntmachung des Jahresabschlus- 
ses von Personenhandelsgesellschaften und Einzel- 
kaufleuten gilt § 9 Abs. 5 sinngemäß. 


ZWEITER ABSCHNITT 

Rechnungslegung von Konzernen 


ERSTER UNTERABSCHNITT 

Rechnungslegung von Konzernen 
bestimmter Größe 

§ 11 

Zur Rechnungslegung verpflichtete 
Konzernleitungen und Teilkonzernleitungen 

(1) Stehen in einem Konzern die Konzernuiiter- 
nehmen unter der einheitlichen Leitung eines Un- 
ternehmens mit Sitz (Hauptniederlassung) im In- 
land, so hat dieses Unternehmen (Konzernleitung) 
nach den folgenden Vorschriften Rechnung zu le- 
gen, wenn für zwei aufeinander folgende Abschluß- 
stichtage der Konzernleitung jeweils mindestens 
zwei der drei folgenden Merkmale zutreffen: 

1. Die Bilanzsumme einer auf den Abschluß- 
stichtag aufgestellten Konzernbilanz über- 
steigt einhundertfünfundzwanzig Millio- 
nen Deutsche Mark. 

2. Die Außenumsatzerlöse des Konzerns in 
den zwölf Monaten vor dem Abschluß- 
stichtag übersteigen zweihundertfünfzig 
Millionen Deutsche Mark. 

3. Die Konzernunternehmen mit Sitz im In- 
land haben in den zwölf Monaten vor dem 
Abschlußstichtag insgesamt durchschnitt- 
lich mehr als fünftausend Arbeitnehmer 
beschäftigt. 

(2) Bilanzsumme nach Absatz 1 Nr. 1 ist die Bi- 
lanzsumme einer gemäß § 13 Abs. 2 aufgestellten 
Konzernbilanz. § 1 Abs. 2 Satz 2 bis 5 gilt sinnge- 
mäß. Braucht die Konzernleitung keinen Jahresab- 
schluß aufzustellen, ist der Abschlußstichtag des 
größten Konzernunternehmens mit Sitz im Inland 
maßgebend. 

(3) Stehen in einem Konzern die Konzernunter- 
nehmen unter der einheitlichen Leitung eines Unter- 
nehmens mit Sitz (Hauptniederlassung) im Ausland 
und beherrscht dieses Unternehmen über ein oder 
mehrere zum Konzern gehörende Unternehmen mit 
Sitz (Hauptniederlassung) im Inland andere Kon- 
zernunternehmen, so haben die Konzernunterneh- 
men mit Sitz im Inland, die der Konzernleitung am 


nächsten stehen (Teilkonzernleitungen), für ihren 
Konzernher(M’ch (Teilkonzern) nach diesem Unterab- 
schnitt Rechnung zu legen, wenn für zwei aufeinan- 
der folgende Abschlußstichtage der Teilkonzernlei- 
tung mindestens zwei der drei Merkmale des Ab- 
satzes 1 für den Teilkonzern zutreffen. Absatz 2 gilt 
sinngemäß. Für den Teilkonzern braucht nicht nach 
den folgenden Vorschriften Rechnung gelegt zu 
werden, wenn die ausländische Konzernledtung 
einen Konzernabschluß im Bundesanzeiger bekannt- 
macht, der nach den Grundsätzen der §§ 331 bis 333 
des Aktiengesetzes aufgestellt und von Wirtschafts- 
prüfern geprüft worden ist. 

(4) Sind die Konzernunternehmen Kreditinstitute 
oder Versicherungsunternehmen, gelten die Größen- 
merkmale nach § 1 Abs. 3 und 4 sinngemäß. Sind 
die Konzernunternehmen zum Teil Kreditinstitute 
oder Versicherungsunternehmen, sind die Größen- 
merkmale nach § 1 Abs. 3 und 4 entsprechend zu 
berücksichtigen. 

(5) Dieser Abschnitt gilt nicht, wenn die inlän- 
dische Konzernleitung oder Teilkonzernleitung eine 
Aktiengesellschaft oder Kommanditgesellschaft auf 
Aktien mit Sitz im Inland oder ein in § 2 Abs. 1 
Nr. 1, 2 und 4 des Gesetzes über das Kreditwesen 
bezeichnetes Unternehmen ist. 

§ 12 

Beginn und Dauer 

der Pflicht zur Konzernrechnungslegung 

(1) Für den Beginn und die Dauer der Pflicht, 
nach diesem Unterabschnitt Rechnung zu legen, gilt 
§ 2 Abs. 1 Satz 1 und 3 sinngemäß. 

(2) Die gesetzlichen Vertreter einer Konzernlei- 
tung oder Teilkonzernleitung, für deren Absdiluß- 
stichtag erstmals mindestens zwei der drei Merk- 
male des § 11 Abs. 1 oder die Merkmale des § 11 
Abs. 4 zutreffen, haben, wenn das Unternehmen 
oder die Firma der Konzernleitung oder Teilkon- 
zernleitung in das Handelsregister eingetragen ist, 
unverzüglich zum Handelsregister die Erklärung 
einzureichen, daß für diesen Abschlußstichtag zwei 
der drei Merkmale des § 11 Abs. 1 oder die Merk- 
male des § 11 Abs. 4 zutreffen; § 11 Abs. 2 Satz 2 
gilt sinngemäß. Eine entsprechende Erklärung ha- 
ben die gesetzlichen Vertreter der Konzernleitung 
oder Teilkonzernleitung auch für den folgenden 
Abschlußstichtag unverzüglich zum Handelsregister 
einzureichen, wenn die Merkmale auch für diesen 
Abschlußstichtag zutreffen. Unterliegt das Unter- 
nehmen einer staatlichen Aufsicht, so haben sie die 
Erklärungen nach Satz 1 und 2 unabhängig davon, 
ob sie zum Handelsregister einzureichen sind, auch 
der Aufsichtsbehörde einzureichen. 

(3) Das Gericht hat zur Prüfung der Frage, ob 
(Jm^ KonzcrMleitiing oder Teiikonzernleitving nach 
diesem Unterabschnitt Rechnung zu legen hat, Prü- 
ter zu bestellen, wenn Anlaß für die Annahme be- 
steht, daß die Konzernleitung oder Teilkonzernlei- 
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tung zur Rechnungslegung nach diesem Unterab- 
schnitt verpflichtet ist. Hat die Konzernleitung oder 
Teilkonzernleitung einen Aufsichtsrat, ist vor der 
Bestellung außer den Beteiligten auch dieser zu hö- 
ren. § 2 Abs. 3 Satz 3 bis 8 gilt sinngemäß. 

§ 13 

Aufstellung von Konzernabschluß 
und Konzerngeschäftsbericht 

(1) Die gesetzlichen Vertreter der Konzernleitung 
oder Teilkonzernleitung haben auf den Stichtag des 
Jahresabschlusses der Konzernleitung oder Teil- 
konzernleitung einen Konzernabschluß oder Teil- 
konzernabschluß sowie einen Konzerngeschäftsbe- 
richt oder Teilkonzerngeschäftsbericht aufzustellen. 
§ 329 Abs. 1 Satz 2 und 3 des Aktiengesetzes gilt 
sinngemäß. 

(2) Für den Konzernabschluß oder Teilkonzern- 
abschluß gelten § 329 Abs. 2, §§ 331 bis 333, 335 des 
Aktiengesetzes, für den Konzerngcischäftsbericht 
oder Teilkonzerngeschäftsbericht § 334 des Aktien- 
gesetzes sinngemäß. Soweit für die Konzernleitung 
oder Teilkonzernleitung eine von §§ 151, 157 des 
Aktiengesetzes abweichende Gliederung vorgeschrie- 
ben ist, tritt diese Gliederung auch für den Kon- 
zernabschluß oder Teilkonzernabschluß an die Stelle 
der aktienrechtlichen Gliederung. Ist der Inhaber der 
Konzernleitung ein Einzelkaufmann oder eine Per- 
sonenhandelsgesellschaft, gilt § 5 Abs. 3 für den 
Konzernabschluß sinngemäß. 

§ 14 

Prüfung des Konzernabschlusses 

(1) Der Konzernabschluß oder Teilkonzernab- 
schluß ist unter Einbeziehung des Konzerngeschäfts- 
berichts oder Teilkonzerngeschäftsberichts durch 
einen oder mehrere sachverständige Prüfer (Kon- 
zernabschlußprüfer) zu prüfen. § 336 Abs. 2 bis 7 und 
§ 168 des Aktiengesetzes über die Prüfung des 
Konzernabschlusses und über die Verantwortlichkeit 
der Abschlußprüfer sowie § 6 Abs. 2 dieses Gesetzes 
gelten sinngemäß. Ist der Jahresabschluß der Kon- 
zernleitung oder Teilkonzernleitung nach Gesetz 
oder Satzung zu prüfen, gelten, wenn keine ande- 
ren Konzernabschlußprüfer bestellt werden, die Prü- 
fer als bestellt, die für die Prüfung des auf den glei- 
chen Stichtag aufgestellten Jahresabschlusses der 
Konzernleitung oder Teilkonzernleitung bestellt 
worden sind; § 336 Abs. 1 Satz 3 des Aktiengesetzes 
gilt sinngemäß. Satz 3 gilt nicht, wenn die für die 
Prüfung des Jahresabschlusses bestellten Prüfer nach 
§ 164 des Aktiengesetzes nicht Abschlußprüfer sein 
könnten. Andere Prüfer hat die Konzernleitung 
oder Teilkonzernleitung zu bestellen; § 6 Abs. 3 
bis 7, 9 dieses Gesetzes und § 164 des Aktienge- 
setzes gelten sinngemäß. 

(2) Ist die Konzernleitung oder Teilkonzernlei- 
tung eine Genossenschaft, so ist der Prüfungsver- 
band, dem die Genossenschaft angehört, auch Kon- 


zernabschlußprüfer. Das gleiche gilt, wenn die Kon- 
zernleitung oder Teilkonzernleitung ein als gemein- 
nützig anerkanntes Wohnungsunternehmen oder 
ein als Organ der staatlichen Wohnungspolitik an- 
erkanntes Unternehmen ist, das einem Prüfungsver- 
band angehört. Gehört ein gemeinnütziges Woh- 
nungsunternehmen oder ein Organ der staatlichen 
Wohnungspolitik keinem Prüfungsverband an, so 
ist die von der zuständigen obersten Landesbehörde 
nach § 23 Abs. 3 der Verordnung zur Durchführung 
des Gesetzes über die Gemeinnützigkeit im Woh- 
nungswesen als Prüfer bestimmte Stelle auch Kon- 
zernabschlußprüfer. 

(3) Hat die Konzernleitung oder Teilkonzernlei- 
tung einen Aufsichtsrat, so haben die gesetzlichen 
Vertreter den Konzernabschluß oder Teilkonzern- 
abschluß, den Konzerngeschäftsbericht oder Teil- 
konzerngeschäftsbericht und den Prüfungsbericht 
der Konzernabschlußprüfer unverzüglich nach Ein- 
gang des Prüfungsberichts dem Aufsichtsrat zur 
Kenntnisnahme vorzulegen. Jedes Aufsichtsratsmit- 
glied hat das Recht, von den Vorlagen Kenntnis zu 
nehmen. Die Vorlagen sind auch jedem Aufsichts- 
ratsmitglied auf Verlangen auszuhändigen, soweit 
der Aufsichtsrat nichts anderes beschlossen hat. 


§ 15 

Einreichung und Bekanntmachung 
des Konzernabsdilusses 
oder Teilkonzernabschlusses 

(1) Ist das Unternehmen oder die Firma der Kon- 
zernleitung oder Teilkonzernleitung in das Handels- 
register eingetragen, so haben die gesetzlichen Ver- 
treter der Konzernleitung oder Teilkonzernleitung 
unverzüglich nach der Feststellung des Jahresab- 
schlusses der Konzernleitung oder Teilkonzernlei- 
tung den Konzernabschluß oder Teilkonzern abschluß 
mit Bestätigungsvermerk und den Konzerngeschäfts- 
bericht oder Teilkonzerngeschäftsbericht zum Han- 
delsregister des Sitzes (der Hauptniederlassung) der 
Konzernleitung oder Teilkonzernleitung einzurei- 
chen. Weicht der Stichtag des Konzernabschlusses 
oder Teilkonzernabschlusses vom Stichtag des Jah- 
resabschlusses der Konzernleitung oder Teilkon- 
zernleitung ab, so ist der Konzernabschluß oder Teil- 
konzernabschluß unverzüglich nach der Feststellung 
des nächsten auf den Stichtag des Konzernabschlus- 
ses folgenden Jahresabschlusses einzureichen. § 9 
Abs. 2 gilt sinngemäß. Ist die Konzernleitung oder 
Teilkonzernleitung eine Genossenschaft, tritt an 
die Stelle des Handelsregisters das Genossenschafts- 
register. Ist das Unternehmen der Konzernleitung 
oder Teilkonzernleitung nicht in das Handelsre- 
gister oder das Genossenschaftsregister eingetra- 
gen, gilt § 9 Abs. 4 sinngemäß. 

(2) Ist der Jahresabschluß der Konzernleitung 
oder Teilkonzernleitung im Bundesanzeiger be- 
kanntzumachen, so haben die gesetzlichen Vertre- 
ter der Konzernleitung oder Teilkonzernleitung den 
Konzernabschluß oder Teilkonzernabschluß zusam- 
men mit dem Jahresabschluß im Bundesanzeiger be- 


8 



Deutscher Bundestag — 5. Wahlperiode Drucksache V/3197 


kanntzumachen. Braucht der Jahresabschluß der 
Konzernleitung oder Teilkonzernleitung nicht im 
Bundesanzeiger bekanntgemacht zu werden, so ha- 
ben die gesetzlichen Vertreter den Konzernabschluß 
oder Teilkonzernabschluß unverzüglich nach der 
Feststellung des Jahresabschlusses der Konzernlei- 
tung oder Teilkonzernleitung im Bundesanzeiger 
bekanntzumachen; sie haben ihn, auch wenn der 
Jahresabschluß der Konzernleitung oder Teilkon- 
zernleitung noch nicht festgestellt ist, unverzüglich 
nach Ablauf der ersten acht Monate des Geschäfts- 
jahrs der Konzernleitung oder Teilkonzernleitung 
im Bundesanzeiger bekanntzumachen. 

(3) Für die Veröffentlichungen und Vervielfälti- 
gungen des Konzernabschlusses oder Teilkonzern- 
abschlusses gilt § 178 Abs. 1 Nr. 1 und 2, Abs. 2 
des Aktiengesetzes, für die Prüfung durch das Ge- 
richt § 338 Abs. 3 des Aktiengesetzes sinngemäß. 


ZWEITER UNTERABSCHNITT 

Rechnungslegung von Konzernen 
mit einer Aktiengesellschaft 
als abhängigem Konzernunternehmen 

§ 16 

(1) Stehen in einem Konzern die Konzernunter- 
nehmen unter der einheitlichen Leitung eines Un- 
ternehmens mit Sitz (Hauptniederlassung) im In- 
land, so hat dieses Unternehmen (Konzernleitung) 
auch, wenn der Konzern die Größenmerkmale des 
§ 11 Abs. \, 4 nicht erreicht, nach §§ 13 bis 15 Rech- 
nung zu legen, wenn eines der Unternehmen, die 
nach § 329 Abs. 2 des Aktiengesetzes in den Kon- 
zernabschluß einzubeziehen wären, die Rechtsform 
einer Aktiengesellschaft oder Kommanditgesell- 
schaft auf Aktien hat. 

(2) Eine Teilkonzernleitung (§ 11 Abs. 3) hat, 
auch wenn der Teilkonzern die Größenmerkmale des 
§ 11 Abs. 1,4 nicht erreicht, nach §§ 13 bis 15 Rech- 
nung zu legen, wenn eines der Unternehmen, die 
nach § 329 Abs. 2, § 330 des Aktiengesetzes in den 
Teilkonzernabschluß einzubeziehen wären, die 
Rechtsform einer Aktiengesellschaft oder Komman- 
ditgesellschaft auf Aktien hat. § 11 Abs. 3 Satz 3 ist 
anzuwenden. 

(3) Die Konzernleitung oder Teilkonzernleitung 
hat erstmals für den ersten Ab Schluß Stichtag nach 
§§ 13 bis 15 Rechnung zu legen, an dem ein Kon- 
zernunternehmen, das nach § 329 Abs. 2, § 330 des 
Aktiengesetzes in den Konzernabschluß oder Teil- 
konzernabschluß einzubeziehen wäre, die Rechts- 
form einer Aktiengesellschaft oder Kommanditge- 
sellschaft auf Aktien hat. Sie braucht nicht mehr 
nach §§ 13 bis 15 Rechnung zu legen, wenn an zwei 
aufeinander folgenden Abschlußstichtagen keines 
der Konzernunternehmen, die nach § 329 Abs. 2, 
§ 330 des Aktiengesetzes in den Konzernabschluß 
einzubeziehen sind, diese Rechtsform hat. 


DRITTER ABSCHNITT 

Straf- und Schlußvorschriften 

§ 17 

Unrichtige Darstellung 

(1) Mit Gefängnis bis zu drei Jahren und mit 
Geldstrafe oder mit einer dieser Strafen wird be- 
straft, wer als gesetzlicher Vertreter (§ 4 Abs. 1 
Satz 1) eines Unternehmens, beim Einzelkaufmann 
als Inhaber oder dessen gesetzlicher Vertreter, 

1. die Verhältnisse des Unternehmens ein- 
schließlich seiner Beziehungen zu ver- 
bundenen Unternehmen in dem nach dem 
Ersten Abschnitt dieses Gesetzes aufzu- 
stellenden Jahresabschluß oder Geschäfts- 
bericht unrichtig wiedergibt oder ver- 
schleiert, 

2. in dem nach dem Ersten Abschnitt dieses 
Gesetzes aufzustellenden Geschäftsbericht 
über Gegenstände nach § 5 Abs. 4 in 
Verbindung mit § 160 Abs. 3 Nr. 7 oder 10 
des Aktiengesetzes falsche Angaben macht 
oder erhebliche Umstände verschweigt, 

3. in Aufklärungen oder Nachweisen, die 
nach § 2 Abs. 3 Satz 4 in Verbindung mit 
§ 145 Abs. 2 und 3 des Aktiengesetzes 
oder die nach § 6 Abs. 1 Satz 4 in Ver- 
bindung mit § 165 Abs. 2 bis 4 des Ak- 
tiengesetzes einem Prüfer oder einem Ab- 
schlußprüfer des Unternehmens oder eines 
verbundenen Unternehmens zu geben sind, 
falsche Angaben macht oder die Verhält- 
nisse des Unternehmens unrichtig wieder- 
gibt oder verschleiert. 

(2) Ebenso wird bestraft, wer als gesetzlicher 
Vertreter (§ 4 Abs. 1 Satz 1), beim Einzelkaufmann 
als Inhaber oder dessen gesetzlicher Vertreter, oder 
als Abwickler einer Konzernleitung oder Teilkon- 
zernleitung 

1. die Verhältnisse des Konzerns oder Teil- 
konzerns, für den die Konzernleitung oder 
Teilkonzernleitung nach dem Zweiten Ab- 
schnitt dieses Gesetzes einen Konzernab- 
schluß oder Teilkonzernabschluß aufzu- 
stellen hat, im Konzernabschluß oder Teil- 
konzernabschluß oder im Konzernge- 
schäftsbericht oder Teilkonzerngeschäfts- 
bericht unrichtig wiedergibt oder ver- 
schleiert, 

2. in dem nach dem Zweiten Abschnitt dieses 
Gesetzes aufzustellenden Konzernge- 
schäftsbericht oder Teilkonzerngeschäfts- 
bericht über die Gegenstände nach § 13 
Abs. 2 dieses Gesetzes in Verbindung mit 
§ 334 Abs. 3 Nr. 1 bis 3 des Aktiengeset- 
zes falsche Angaben macht oder erheb- 
liche Umstände verschweigt, oder 

3. in Aufklärungen oder Nachweisen, die 
nach § 12 Abs. 3 in Verbindung mit § 2 
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Abs. 3 dieses Gesetzes und § 145 Abs. 1 
bis 3 des Aktiengesetzes oder die nach 
§ 14 Abs. 1 dieses Gesetzes in Verbindung 
mit § 336 Abs. 4 des Aktiengesetzes einem 
Prüfer zu geben sind, falsche Angaben 
macht oder die Verhältnisse des Konzerns 
oder Teilkonzerns unrichtig wiedergibt | 
oder verschleiert. 

§ 18 

Verletzung der Berichtspflicht 

(1) Mit Gefängnis bis zu drei Jahren und mit 
Geldstrafe oder mit einer dieser Strafen wird be- 
straft, wer als Prüfer nach diesem Gesetz oder als 
Gehilfe eines solchen Prüfers über das Ergebnis der 
Prüfung falsch berichtet oder erhebliche Umstände 
im Bericht verschweigt. 

(2) Handelt der Täter gegen Entgelt oder in der 
Absicht, sich oder einen anderen zu bereichern oder 
einen anderen zu schädigen, so ist die Strafe Ge- 
fängnis. Daneben kann auf Geldstrafe erkannt wer- 
den. 

§ 19 

Verletzung der Geheimhaltungspflicht 

(1) Mit Gefängnis bis zu einem Jahr und mit 
Geldstrafe oder mit einer dieser Strafen wird be- 
straft, wer ein Geheimnis des Unternehmens (Kon- 
zernleitung, Teilkonzernleitung), namentlich ein Be- 
triebs- oder Geschäftsgeheimnis, das ihm in seiner 
Eigenschaft als Prüfer nach diesem Gesetz oder als 
Gehilfe eines solchen Prüfers bekanntgeworden ist, 
unbefugt offenbart. 

(2) Handelt der Täter gegen Entgelt oder in der 
Absicht, sich oder einen anderen zu bereichern oder 
einen anderen zu schädigen, so ist die Strafe Ge- 
fängnis bis zu zwei Jahren; daneben kann auf Geld- 
strafe erkannt werden. Ebenso wird bestraft, wer ein 
Geheimnis der in Absatz 1 bezeichneten Art, na- 
mentlich ein Betriebs- oder Geschäftsgeheimnis, das 
ihm unter den Voraussetzungen des Absatzes 1 be- 
kanntgeworden ist, unbefugt verwertet. 

(3) Die Tat wird nur auf Antrag des Unterneh- 
mens (Konzernleitung, Teilkonzernleitung) verfolgt. 
Der Antrag kann zurückgenommen werden. 

§ 20 

Ordnungswidrigkeiten 

(1) Ordnungswidrig handelt, wer als gesetzlicher 
Vertreter (§ 4 Abs. 1 Satz 1) eines Unternehmens 
(Konzernleitung, Teilkonzernleitung), beim Einzel- 
kaufmann als Inhaber oder dessen gesetzlicher Ver- 
treter, oder als Abwickler vorsätzlich oder leicht- 
fertig nicht für die Einhaltung des § 10 Abs. 4 in 
Verbindung mit § 178 Abs. 1 Nr. 1 und 2, Abs. 2 des 
Aktiengesetzes oder für die Einhaltung des § 15 in 
Verbindung mit § 178 Abs. 1 Nr. 1 und 2, Abs. 2 
des Aktiengesetzes über Form und Inhalt der Be- 


kanntmachung des Jahresabschlusses, des Konzern- 
abschlusses oder des Teilkonzernabschlusses sorgt. 

(2) Ordnungswidrig handelt ferner, wer es als 
gesetzlicher Vertreter (§ 4 Abs. 1 Satz 1) eines Un- 
ternehmens (Konzernleitung, Teilkonzernleitung), 
beim Einzelkaufmann als Inhaber oder dessen ge- 
setzlicher Vertreter, oder als Abwickler vorsätzlich 
oder leichtfertig unterläßt, eine nach § 2 Abs. 2, 
§ 12 Abs. 2 vorgeschriebene Erklärung dem Regi- 
stergericht oder der Aufsichtsbehörde einzureichen. 

(3) Die vorsätzliche Ordnungswidrigkeit kann mit 
einer Geldbuße bis zu fünfzigtausend Deutsche Mark, 
die leichtfertige Ordnungswidrigkeit mit einer Geld- 
buße bis zu zwanzigtausend Deutsche Mark geahn- 
det werden. 

(4) Die Verfolgung der Ordnungswidrigkeit ver- 
jährt in zwei Jahren. 

§21 

Ordnungsstrafen 

Gesetzliche Vertreter (§ 4 Abs. 1 Satz 1) oder 
Abwickler eines Unternehmens (Konzernleitung, 
Teilkonzernleitung), beim Einzelkaufmann der In- 
haber oder dessen gesetzlicher Vertreter, die 

§ 2 Abs. 2 Satz 3, § 12 Abs. 2 Satz 3 über die 
Einreichung von Erklärungen an die Aufsichts- 
behörde, 

§ 2 Abs. 3 Satz 4, § 12 Abs. 3 Satz 3 in Verbin- 
dung mit § 145 Abs. 1 bis 3 des Aktiengesetzes 
über die Pflichten gegenüber Prüfern, 

§ 2 Abs. 3 Satz 7, § 12 Abs. 3 Satz 3 über die 
Einreichung des Berichts an die Aufsichtsbe- 
hörde, 

§ 2 Abs. 3 Satz 8, § 12 Abs. 3 Satz 3 über die 
Erteilung von Abschriften des Prüfungsberichts, 

§ 5 Abs. 1, § 13 Abs. 1, § 16 über die Aufstel- 
lung von Jahresabschluß und Geschäftsbericht, 
Konzernabschluß oder Teilkonzernabschluß und 
Konzerngeschäftsbericht oder Teilkonzernge- 
schäftsbericht, 

§ 6 Abs. 1 Satz 4, § 14 Abs. 1 Satz 2, § 16 in 
Verbindung mit §§ 165, 336 Abs. 4 des Aktien- 
gesetzes über die Pflichten gegenüber Abschluß- 
prüfern und Konzernabschlußprüfern, 

§ 6 Abs. 3 Satz 3 und 4, § 14 Abs. 1 Satz 5, § 16 
über die Bestellung der Abschlußprüfer oder 
Konzern abschlußprüfer, 

§ 6 Abs. 3 Satz 5, § 14 Abs. 1 Satz 5, § 16 in 
Verbindung mit § 163 Abs. 1 Satz 3 des Aktien- 
gesetzes über die unverzügliche Erteilung des 
Prüfungsauftrags, 

§ 6 Abs. 5 Satz 2, § 14 Abs. 1 Satz 5, § 16 in 
Verbindung mit § 163 Abs. 3 Satz 3 des Aktien- 
gesetzes über die Pflicht, den Antrag auf gericht- 
liche Bestellung von Abschlußprüfern oder Kon- 
zernabschlußprüfern zu stellen, 

§ 6 Abs. 7, § 14 Abs. 1 Satz 5, § 16 in Verbin- 
dung mit § 163 Abs. 5 Satz 7 bis 9 des Aktien- 
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gesetzes über die Vorlage des Berichts über das 
Ergebnis der bisherigen Prüfung und das Recht 
der Aufsichtsratsmitglieder auf Kenntnisnahme 
und Aushändigung, 

§ 7 Satz 1, § 14 Abs. 3 Satz 1, § 16 über die 
Vorlagen an den Aufsichtsrat, 

§ 7 Satz 3 in Verbindung mit § 170 Abs. 3 des 
Aktiengesetzes, § 14 Abs. 3 Satz 2 und 3 über 
das Recht der Aufsichtsratsmitglieder auf- 
Kenntnisnahme und Aushändigung der Vorla- 
gen, 

§ 7 Satz 3 in Verbindung mit § 171 Abs. 3 Satz 2 
des Aktiengesetzes über das Setzen einer Frist 
für den Aufsichtsrat, 


1 . § 132 Abs. 1 erhält folgende Fassung: 

„(l) SiüücJd das RcgisLergericht von 
einem sein Einschreiten nach § 14 des Han- 
delsgesetzbuchs, §§ 407, 408 des Aktienge- 
setzes oder § 21 des Gesetzes über die 
Rechnungslegung von Großunternehmen 
und Konzernen vom . . . (Bundesgesetz- 
blatt I S. . . .) rechtfertigenden Sachverhalt 
glaubhafte Kenntnis erhält, hat es dem Be- 
teiligten unter Androhung einer Ordnungs- 
strafe aufzugeben, innerhalb einer be- 
stimmten Frist seiner gesetzlichen Ver- 
pflichtung nachzukommen oder die Unter- 
lassung mittels Einspruchs gegen die Ver- 
fügung zu rechtfertigen."' 


§ 8 Abs. 1 über die Vorlage des Jahresabschlus- 
ses an die für die Feststellung zuständige Stelle 
und über die Einberufung dieser Stelle, 

§ 9 Abs. 4, § 15 Abs. 1 Satz 5, § 16 über die Aus- 
legung in dem Geschäftsraum der Gesellschaft, 

§ 10 Abs. 1 und 3, § 15 Abs. 2, § 16 über die 
Bekanntmachung des Jahresabschlusses, Kon- 
zernabschlusses oder Teilkonzernabschlusses im 
Bundesanzeiger 

nicht befolgen, sind hierzu vom Registergericht 
durch Ordnungsstrafen anzuhalten; § 14 des Han- 
delsgesetzbuchs bleibt unberührt. Die einzelne 
Strafe darf den Betrag von zehntausend Deutsche 
Mark nicht übersteigen. 

§ 22 

Änderung von Gesetzen 

(1) § 330 Abs. 1 Satz 1 des Aktiengesetzes erhält 
folgende Fassung: 

„Stehen in einem Konzern die Konzernunter- 
nehmen unter der einheitlichen Leitung eines 
Unternehmens mit Sitz (Hauptniederlassung) 
im Inland, das nicht nach § 329 oder nach dem 
Gesetz über die Rechnungslegung von Groß- 
unternehmen und Konzernen einen Konzernab- 
schluß aufzustellen hat, beherrscht aber die 
Konzernleitung über eine oder mehrere zum 
Konzern gehörende Aktiengesellschaften oder 
Kommanditgesellschaften auf Aktien mit Sitz 
im Inland andere Konzernunternehmen, so ha- 
ben die Vorstände der Aktiengesellschaften 
oder Kommanditgesellschaften auf Aktien mit 
Sitz im Inland, die der Konzernleitung am näch- 
sten stehen, je einen Teilkonzernabschluß und 
einen Teilkonzerngescüäftsbericht aufzustellen, 
dies gilt nicht, wenn diese Aktiengesellschaften 
oder Kommanditgesellschaften auf Aktien in 
einen Teilkonzernabschluß nach dem Gesetz 
über die Rechnungslegung von Großunterneh- 
men und Konzernen einzubeziehen sind." 

(2) § 28 des Einführungsgesetzes zum Aktienge- 
setz wird aufgehoben. 

(3 ) Das Reichsgesetz über die Angelegenheiten 
der freiwilligen Gerichtsbarkeit wird wie folgt ge- 
ändert: 


2. In § 145 Abs. 1 wird nach „§§ 315, 350 
Abs. 1 und 4 des Aktiengesetzes," einge- 
fügt: „die nach § 2 Abs. 3, § 6 Abs. 4 bis 7, 
§ 12 Abs. 3 des Gesetzes über die Rech- 
nungslegung von Großunternehmen und 
Konzernen vom . . . (Bundesgesetzbl. I 
S....),". 

3. § 146 Abs. 2 Satz 2 erhält folgende Fas- 
sung: 

„Die Vorschriften des Aktiengesetzes und 
des Gesetzes über die Rechnungslegung 
von Großunternehmen und Konzernen 
vom . . . (Bundesgesetzbl. I S. . . .) über 
die Beschwerde bleiben unberührt." 

(4) § 15 Nr. 3 des Rechtspflegergesetzes vom 
8. Februar 1957 (Bundesgesetzbl. I S. 18), zuletzt 
geändert durch § 44 des Einführungsgesetzes zum 
Aktiengesetz, wird wie folgt geändert: 

1. Buchstabe k erhält folgende Fassung: 

„k) die Bestellung von Abschlußprüfern und Kon- 
zernabschlußprüfern (§ 163 Abs. 2, 3 und 5, 
§ 336 Abs. 1 Satz 4 des Aktiengesetzes, § 6 
Abs. 4, 5 und 7, § 14 Abs. 1 des Gesetzes über 
die Rechnungslegung von Großunternehmen 
und Konzernen vom . . ., Bundesgesetzbl. I 
S. . , .),". 

2. Am Schluß von Buchstabe m tritt an die Stelle 
des Strichpunkts ein Komma. Es wird folgender 
Buchstabe n angefügt: 

„n) die Bestellung von Prüfern nach § 2 Abs. 3, 
§ 12 Abs. 3 des Gesetzes über die Rech- 
nungslegung von Großunternehmen und Kon- 
zernen vom ... (Bundesgesetzbl. I S. . . .);". 

(5) Das Gesetz über das Kreditwesen wird wie 
folgt geändert: 

1. § 27 Abs. 2 und 3 erhalten folgende Fassung: 

„(2) Auf die Prüfung des Jahresabschlusses 
von Kreditinstituten in der Rechtsform der Ein- 
zelfirma, der offenen Flandelsgesellschaft, der 
Kommanditgesellschaft und der Geseilsuiaft mit 
beschränkter Haftung sind die §§ 162, 164 bis 
169, 173 Abs. 3, § 256 Abs.l Nr. 2 und 3 und 
§ 270 Abs. 1 und 3 des Aktiengesetzes sinnge- 
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maß anzuwenden. Für Kreditinstitute in der 
Rechtsform der Gesellschaft mit beschränkter 
Haftung gilt § 178 Abs. 1 Nr. 1 und Absatz 2 des 
Aktiengesetzes entsprechend. Bei Personenhan- 
delsgesellschaften wirken alle Gesellschafter bei 
der Wahl des Prüfers mit, wenn der Gesell- 
schaftsvertrag nichts anderes bestimmt, genügt 
für den Beschluß die Mehrheit der Stimmen. Bei 
Gesellschaften mit beschränkter Haftung wird 
der Prüfer von den Gesellschaftern gewählt; 
§ 163 Abs. 3 bis 5 des Aktiengesetzes gilt sinn- 
gemäß. Der Prüfer soll jeweils vor Ablauf des 
Geschäftsjahrs bestellt werden, auf das sich 
seine Prüfungstätigkeit erstreckt. 

(3) Auch die Prüfung des Jahresabschlusses 
von Kreditinstituten in der Rechtsform der ein- 
getragenen Genossenschaft sind die §§ 55 bis 
62, 64, 64 a und 64 b des Gesetzes betreffend 
die Erwerbs- und Wirtschaftsgenossenschaften 
sowie die §§ 162, 167, 173 Abs. 3, § 178 Abs. 1 
Nr. 1 und Abs. 2 und § 256 Abs. 1 Nr. 2 und 3 
des Aktiengesetzes entsprechend anzuwenden; 
eine Bescheinigung über die Prüfung des Jah- 
resabschlusses ist nicht zum Genossenschaftsre- 
gister einzureichen." 

2. § 28 Abs. 2 Satz 3 erhält folgende Fassung: 

„§ 163 Abs, 4 des Aktiengesetzes gilt sinngemäß." 

3. § 53 Abs. 2 Nr. 3 Satz 2 erhält folgende Fassung: 

„Für die Prüfung des Jahresabschlusses gelten 
die §§ 162, 164 bis 169, 256 Abs. 1 Nr. 2 und 3 
und § 270 Abs. 1 und 3 des Aktiengesetzes 
sinngemäß mit der Maßgabe, daß der Prüfer von 
den Geschäftsleitern gewählt und bestellt wird." 

§23 

Erstmalige Anwendung 

(1) Nach dem Ersten Abschnitt dieses Gesetzes ist 
erstmals für das nach dem 31. Dezember 1969 be- 
ginnende Geschäftsjahr Rechnung zu legen, wenn 
für den Abschlußstichtag dieses Geschäftsjahrs und 
für den vorausgegangenen Abschlußstichtag jeweils 
mindestens zwei der drei Merkmale des § 1 Abs. 1 


oder die Merkmale des § 1 Abs. 3 oder 4 zutrafen; 
§ 2 Abs. 1 Satz 2 gilt sinngemäß. 

(2) Konzernabschlüsse und Konzerngeschäftsbe- 
richte sowie Teilkonzernabschlüsse und Teilkon- 
zerngeschäftsberichte nach dem Zweiten Abschnitt 
dieses Gesetzes sind erstmals auf den Stichtag des 
Jahresabschlusses aufzustellen, der für das Ge- 
schäftsjahr aufgestellt wird, das nach dem 31. De- 
zember 1969 beginnt, wenn 

1. für den Stichtag dieses Jahresabschlusses 
und für den vorausgegangenen Abschluß- 
stichtag jeweils mindestens zwei der 
drei Merkmale des § 11 Abs. 1 oder die 
Merkmale des § 11 Abs. 4 zutrafen oder 

2. an diesem Abschlußstichtag eines der Un- 
ternehmen, die nach § 16 in Verbindung 
mit § 329 Abs. 2, § 330 des Aktiengesetzes 
in den Konzernabschluß einzubeziehen 
wären, die Rechtsform einer Aktienge- 
sellschaft oder Kommanditgesellschaft auf 
Aktien hat. 

(3) Unternehmen, die für das in Absatz 1 ge- 
nannte Geschäftsjahr nach dem Ersten Abschnitt 
Rechnung legen, brauchen die Erklärungen nach 
§ 2 Abs. 3 nicht einzureichen. Konzernleitungen oder 
Teilkonzernleitungen, die auf den in Absatz 2 ge- 
nannten Stichtag einen Konzernabschluß oder Teil- 
konzernabschluß und einen Konzerngeschäftsbericht 
oder Teilkonzerngeschäftsbericht aufstellen, brau- 
chen die Erklärungen nach § 12 Abs. 3 nicht einzu- 
reichen. 

§24 

Geltung in Berlin 

Dieses Gesetz gilt nach Maßgabe des § 13 Abs. 1 
des Dritten Überleitungsgesetzes vom 4. Januar 1952 
(Bundesgesetzbl. I S. 1) auch im Land Berlin. 

§25 

Inkrafttreten 

Dieses Gesetz tritt am Tage seiner Verkündung 
in Kraft. 
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Begründung 


Allgemeiner Teil 

Ob ein Unternehmen verpflichtet ist, seinen Jahres- 
abschluß offenzulegen, hängt nach geltendem Recht 
in erster Linie von seiner Rechtsform ab. Aktienge- 
sellschaften und Kommanditgesellschaften auf Ak- 
tien haben ihren Jahresabschluß stets bekanntzu- 
machen (§ 178 AktG). Mit gewissen Ausnahmen sind 
auch Genossenschaften (§ 33 Abs. 3 Genossenschafts- 
gesetz) und Versidierungsvereine auf Gegenseitig- 
keit (§ 36 a VAG) zur Bekanntmachung ihres Jah- 
resabschlusses verpflichtet. Neben der Rechtsform 
spielt der Geschäftszweig eine gewisse Rolle. Ge- 
sellschaften mit beschränkter Haftung, die Bankge- 
schäfte betreiben, haben ihre Bilanz (§ 41 Abs. 4 
GmbH-Gesetz), Verwertungsgesellschaften nach dem 
Gesetz über die Wahrnehmung von Urheberrechten 
und verwandten Schutzrechten vom 9. September 
-1965 (Bundesgesetzbl. I S. 1294) ihren Jahresab- 
schluß zu veröffentlichen (§ 9 Abs. 6). Schließlich ist 
bei der Zulassung von Wertpapieren zum amtlichen 
Börsenhandel auf Grund börsenrechtlicher Regelun- 
gen der Jahresabschluß des Emittenten zu veröffent- 
lichen. 

Hingegen kennt das geltende Recht keinen Grund- 
satz, daß Unternehmen von einer gewissen Größe an 
ohne Rücksicht auf ihre Rechtsform den Jahresab- 
schluß offenzulegen haben. Zwar stuft es Publizitäts- 
pflichten mehrfach nach der Größe der Unternehmen 
ab. Namentlich sind „Kleinere'' Genossenschaften 
von der Veröffentlichung ihres Jahresabschlusses be- 
freit (§ 33 Abs. 3 Satz 3 Genossenschaftsgesetz). Eine 
Genossenschaft ist eine kleinere, wenn sie nach der 
Zahl ihrer Mitglieder, der Größe ihres Vermögens 
und der Art und dem Umfang ihres Geschäftsbe- 
triebs erheblich unter dem Durchschnitt aller art- 
gleichen Genossenschaften liegt; auch wenn diese 
Voraussetzungen vorliegen, ist die Genossenschaft 
jedoch nicht als „kleinere" anzusehen, „wenn ihre 
Verbindlichkeiten gegenüber Dritten, denen sie ihre 
Verhältnisse nicht offenlegt, so zahlreich oder so be- 
deutend sind, daß sie aus Gründen des Allgemeinin- 
teresses für verpflichtet gehalten werden muß, den 
Jahresabschluß zu veröffentlichen" (BGH, NJW 1957, 
S. 1558). Ähnlich befreit § 53 Abs. 1 VAG Versiche- 
rungsvereine, die „bestimmungsgemäß einen sach- 
lich, örtlich oder dem Personenkreis nach eng be- 
grenzten Wirkungskreis haben" von der Bekannt- 
machung des Jahresabschlusses. Nach § 157 Abs. 4 
AktG dürfen Aktiengesellschaften, deren Bilanz- 
summe 3 Millionen DM, bei Familiengesellschaften 
10 Millionen DM nicht übersteigt, ihre Gewinn- und 
Verlustrechnung in gekürzter Form (ohne Umsatz- 
erlöse) bekanntmachen. Diese Vorschriften beruhen 
auf unterschiedlichen Gründen und arbeiten mit un- 
terschiedlichen Größennieikmalen. Sie wandeln das 
auf der Rechtsform beruhende Publizitätssystem des 
geltenden Rechts nur in Randbereichen ab. 


Die Abhängigkeit von der Rechtsform könnte zu 
dem Fehlschluß verleiten, die Publizität des Jahres- 
abschlusses sei im geltenden Recht ausschließlich 
durch Besonderheiten der einzelnen Rechtsformen 
bedingt; bei Aktiengesellschaften etwa durch das 
Bedürnfis, den typisch großen Kreis von Gesellschaf- 
tern zu unterrichten und das allgemeine Vertrauen 
in die Rechtsform der Aktiengesellschaft zu stärken. 
Es besteht aber unter Befürwortern und Gegnern 
einer Publizitätspflicht für Großunternehmen Einver- 
nehmen, daß die aktienrechtliche Publizität nicht nur 
speziell aktienrechtlichen Belangen dient. Nament- 
lich hat das deutsche Recht mit der Aktienrechtsno- 
velle von 1884 und der Verordnung über Aktien- 
recht von 1931 — beide durch die Erfahrungen vor- 
ausgegangener Wirtschaftskrisen geprägt- — die ak- 
tien rechtliche Publizität vor allem auch als Instru- 
ment zum Schutz der Gläubiger ausgestaltet. Aus 
dem veröffentlichten Jahresabschluß sollen sich vor- 
handene und potentielle Gläubiger über die Lage 
ihres Schuldners und das ihnen haftende Vermögen 
unterrichten können. Das ist kein nur aktienrechtli- 
cher Gesichtspunkt. In welchem Maße der Schutz 
vorhandener oder künftiger Gläubiger die Offenle- 
gung des Jahresabschlusses erfordert, hängt nicht 
von der Rechtsform, sondern von der Größe des Un- 
ternehmens ab. Ferner dient die aktienrechtliche 
Publizität insofern auch gesamtwirtschaftlichen Be- 
langen, als sie der sachverständigen Diskussion über 
Fragen der Wirtschafts-, Unternehmens- und Sozial- 
politik unumgänglich notwendige Daten liefert. Na- 
mentlich zieht die Wirtschaftspresse bei der Beurtei- 
lung gesamtwirtschaftlicher Zusammenhänge die 
veröffentlichten Jahresabschlüsse der Aktiengesell- 
schaften heran; doch gewinnen aus ihnen auch an- 
dere Unternehmen und sogar öffentliche Stellen Un- 
terlagen für ihre Entscheidungen. Auch diese Funk- 
tion der aktienrechtlichen Publizität hat nichts mit 
der Rechtsform zu tun. Sie beruht auf dem volkswirt- 
schaftlichen Interesse, aus den Daten der bedeuten- 
den Unternehmen Rückschlüsse auf die gesamtwirt- 
schaftliche Entwicklung ziehen zu können. 

An diese nicht an die Rechtsform gebundenen, in der 
Beschränkung auf bestimmte Rechtsformen nur un- 
vollkommen erfüllten Aufgaben der aktienrechtlichen 
Publizität knüpft die Kritik an dem von der Rechts- 
form abhängigen Publizitätssystem des geltenden 
Rechts an. Sie fordert die Ausdehnung dieser Publi- 
zität auf alle Großunternehmen. Unter den dafür an- 
geführten Gründen haben die beiden folgenden Ge- 
sichtspunkte besonderes Gewicht; 

l. Die Geschicke eines Großunternehmens beeinflus- 
sen nicht nur den privaten Bereich seiner Eigen- 
tümer. Sie berühren vielmehr die Interessen zahl- 
reicher Dritter und oft auch ihre Existenz. Die 
Lage eines Großunternehmens ist zum Beispiel 
für die Investitionsentscheidungen vieler ande- 
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rer Unternehmen als Lieferanten oder Abnehmer 
wesentlich. Von ihr hängen die Arbeitsplätze so 
vieler Arbeitnehmer ab, daß eine Entwicklung 
zum Guten oder Schlechten von wesentlicher Be- 
deutung jedenfalls für den regionalen und 
manchmal sogar für den allgemeinen Arbeits- 
markt ist. Expansion und Niedergang solcher Un- 
ternehmen beeinflussen die Struktur und Finanz- 
lage ganzer Städte; sie schaffen nicht selten Be- 
dingungen, an denen auch die staatliche Wirt- 
schaftspolitik nicht vorübergehen kann. Bei Un- 
ternehmen dieser Größenordnung muß ein be- 
rechtigtes Interesse der Beteiligten — als Sam- 
melbegriff für die gegenwärtigen und künftigen 
Lieferanten und Abnehmer, Arbeitnehmer, Geld- 
geber und alle Stellen, die wirtschafts- und so- 
zialpolitische Entscheidungen mit Auswirkungen 
auf das Unternehmen zu treffen haben — aner- 
kannt werden, sich über den Stand und die Ent- 
wicklung des Unternehmens unterrichten zu kön- 
nen. Denn das Interesse dieser vielen Beteiligten 
und damit der Allgemeinheit, Unterlagen für die 
Beurteilung des Unternehmens zu erhalten, wiegt 
schwerer als etwa dagegen sprechende Belange 
seiner Eigentümer. 

2. Angesichts der gesamtwirtschaftlichen Bedeutung 
der Unternehmen dieser Größenordnung besteht 
ein öffentliches Interesse daran, daß ihre Ge- 
schäfte mit kaufmännischer Sorgfalt geführt wer- 
den. Dieses Interesse beruht nicht nur darauf, daß 
ein Zusammenbruch von Großunternehmen eine 
Vielzahl von Beteiligten schädigt und nicht sel- 
ten in ihrer Existenz bedroht. Erfahrungsgemäß 
läßt sich vielmehr oft auch ein Einsatz öffentli- 
cher Mittel zur Abwehr solcher Schäden nicht 
vermeiden. Öffentliche Rechnungslegung ist aber 
das angemessenste und zugleich schonendste Mit- 
tel — schonender als der von anderen Seiten ge- 
forderte Zwang zur Umwandlung aller Großun- 
ternehmen in eine Aktiengesellschaft — zur Si- 
cherung einer ordnungsmäßigen Geschäftsfüh- 
rung. Die Befürworter einer Publizitätspflicht für 
Großunternehmen weisen darauf hin, daß die 
meisten großen Insolvenzfälle der Nachkriegs- 
zeit nicht publizitätspflichtige Unternehmen be- 
trafen. Das Gebot, die finanzielle Lage des Un- 
ternehmens offenzulegen, erschwert kaufmän- 
nisch fragwürdige Verhaltensweisen. Der Zwang, 
sich der Kritik der Wirtschaftspresse und damit 
der Öffentlichkeit zu stellen, veranlaßt zu beson- 
derer Sorgfalt bei ungewöhnlichen Investitions- 
und Finanzierungsentscheidungen; in Einzelfäl- 
len wird die öffentliche Erörterung auch zu einer 
Überprüfung bereits getroffener Maßnahmen füh- 
ren. 

Diese Gründe für eine Pflicht aller Großunterneh- 
men, ihren Jahresabschluß bekanntzumachen, wie- 
gen im ganzen schwerer als die gegen eine Publizi- 
tätspflicht erhobenen Bedenken. 

Es wird eingewandt, was ein Großunternehmen sei, 
lasse sich nicht gesetzlich festlegen. Daran ist rich- 
tig, daß allgemeine Größenmerkmale, wie sie der 
Entwurf mit Bilanzsumme, Umsatz und Zahl der Ar- 
beitnehmer verwendet (vgl. § 1), nie alle Gesichts- 


punkte berücksichtigen können, auf denen die wirt- 
schaftliche Bedeutung des einzelnen Unternehmens 
beruht. Das ist aber eine Schwäche jeder gesetz- 
chen und daher notwendig allgemeinen Regelung, 
mag sie sich auch — wie der Entwurf — sorgfältig 
um eine möglichst sachgerechte, allgemein passende 
Abgrenzung bemühen. An dem Einwand ist ferner 
richtig, daß sich bei solchen quantitativen Größen- 
merkmalen stets über die genaue Grenze streiten 
läßt, bei der die Publizitätspflicht beginnen sollte. 
Der gleiche Einwand ließe sich gegen viele Vorschrif- 
ten — unter anderem auch im Gesellschaftsrecht 
(zum Beispiel § 76 Abs. 2, §§ 95, 157 Abs. 4 AktG; 
§ 77 Betriebsverfassungsgesetz) — erheben, die von 
einer Zahl als Grenze ausgehen. Bei jeder derartigen 
Grenzziehung wird eine von der Sache her nicht un- 
bedingt gebotene Differenzierung zwischen den ge- 
rade unter oder über der Grenze liegenden Fällen 
im Interesse der Rechtssicherheit in Kauf genom- 
men. Solche Abgrenzungsschwierigkeiten gegen eine 
gesetzliche Regelung ins Feld zu führen, heißt, den 
Gesetzgeber bei allen nicht von vornherein klar um- 
rissenen Sachverhalten zur Untätigkeit zu verurtei- 
len. 

Ferner wird eingewandt, die Bekanntmachung des 
J ahresabschlusses unterrichte die Allgemeinheit nicht 
genügend sicher, weil sich die Verhältnisse in den 
acht Monaten zwischen Abschlußstichtag und Be- 
kanntmachung bereits wesentlich geändert haben 
könnten und die Aussagefähigkeit des Jahresab- 
schlusses ohnehin überschätzt werde. Träfe der 
Einwand zu, würde er sich ebenso gegen die Be- 
kanntmachung des Jahresabschlusses der Aktien- 
gesellschaften richten und namentlich die erst vor 
kurzem Gesetz gewordene Verpflichtung zur Be- 
kanntmachung von Konzernabschlüssen fragwürdig 
machen. Sicher können sich die Verhältnisse nach 
dem Abschlußstichtag ändern. Dann wird darüber im 
Geschäftsbericht zu berichten sein (§ 5 Abs. 4 Satz 1 
des Entwurfs in Verbindung mit § 160 Abs. 1 Satz 2 
AktG). Die Liquidität und Ertragskraft eines Unter- 
nehmens, seine Eigenkapitalausstattung und Fremd- 
finanzierung ändern sich aber innerhalb weniger 
Monate in aller Regel nicht grundlegend. Sonst wäre 
es unverständlich, daß die Wirtschaftspresse Bilanz- 
besprechungen so großen Raum widmet. Der Jahres- 
abschluß ist, auch wenn man die Grenzen seiner 
Aussagefähigkeit voll würdigt und berücksichtigt, 
daß er für viele nur mit Hilfe sachkundiger Ver- 
mittler, namentlich der Wirtschaftspresse, verständ- 
lich wird, immer noch das beste Instrument, um die 
Lage und Entwicklung eines Unternehmens nach au- 
ßen hin sichtbar zu machen. 

Ein anderer Einwand geht dahin, die Pflicht, den 
Jahresabschluß bekanntzumachen, gefährde die 
Wettbewerbsfähigkeit der betroffenen Großunter- 
nehmen. Bei seiner Würdigung sei offengelassen, ob 
und wann die Bekanntmachung des Jahresabschlus- 
ses überhaupt Wettbewerbsnachteile für ein Groß- 
unternehmen mit sich zu bringen vermag. Es kann 
auch dahingestellt bleiben, ob nicht derartige Nach- 
teile durch die von einer Publizitätspflicht erwartete 
Stärkung des allgemeinen Vertrauens und bessere 
Überschaubarkeit der allgemeinen Wirtschaftsent- 
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Wicklung aufgehoben werden, und zwar nicht nur 
gesamtwirtschaftlich, sondern auch für das einzelne 
Unternehmen. Jedenfalls gehen die Publizitätsptlich- 
ten des Entwurfs nicht über die der Aktiengesell- 
schaften hinaus. Es liegt kein Anhaltspunkt dafür 
vor, daß die aktienrechtliche Publizität die Wettbe- 
werbsfähigkeit der deutschen Aktiengesellschaften 
im ln- oder Ausland gefährdete. Dabei ist zu berück- 
sichtigen, daß die überwiegende Zahl der deutschen 
Aktiengesellschaften nicht die Größenordnung er- 
reicht, bei der die Publizitätspflichten des Entwurfs 
einsetzen. Bei vielen dieser Aktiengesellschaften 
handelt es sich um Familienunternehmen oder Ge- 
sellschaften mit einem geschlossenen Kreis von Ak- 
tionären. Ihre Aktien sind nicht zum Börsenhandel 
zugelassen, so daß sie keinen leichteren Zugang zum 
Kapitalmarkt haben als die vom Entwurf erfaßten 
Großunternehmen. Wenn sie den aktienrechtlichen 
Publizitätspflichten genügen können, ist nicht ersicht- 
lich, warum die gleichen Pflichten die Wettbewerbs- 
fähigkeit der vom Entwurf erfaßten Großunterneh- 
men gefährden sollten. 

Schließlich wird eingewandt, eine Publizitätspflicht 
für Großunternehmen greife namentlich bei Perso- 
nenhandelsgesellschafien und Einzelkaufleuten in die 
unternehmerische Gestaltungsfreiheit ein. Jedoch be- 
darf genauer Prüfung, worin dieser Eingriff bestehen 
soll. In der Pflicht, sich durch einen — zur Ver- 
schwiegenheit verpflichteten — Wirtschaftsprüfer 
prüfen zu lassen (§ 6 des Entwurfs), kann kein Ein- 
griff in die unternehmerische Gestaltungsfreiheit ge- 
sehen werden. Die Kosten der Prüfung und Bekannt- 
machung des Jahresabschlusses fallen bei Unterneh- 
men dieser Größenordnung nicht so ins Gewicht, daß 
sie die wirtschaftliche Betätigung nennenswert er- 
schwerten. Ob in der Offenlegung des Jahresab- 
schlusses selbst ein Eingriff in die unternehmerische 
Gestaltungsfreiheit gesehen werden kann, obwohl 
diese Offenlegung — wie der Vergleich mit den zu 
gleicher Publizität verpflichteten Aktiengesellschaf- 
ten zeigt — den Handlungsraum des Unternehmens 
nicht einengt, ist fraglich. Doch kann dies dahinge- 
stellt bleiben. Denn jedenfalls wäre ein solcher Ein- 
griff gegenüber den Interessen der vielen Dritten und 
damit der Allgemeinheit, die durch die Bekanntma- 
chungspflicht geschützt werden, nicht unverhältnis- 
mäßig schwer. Ein Unternehmen der vom Entwurf 
erfaßten Größenordnung ist ein wesentlicher Teil 
der Gesamtwirtschaft. Seine Geschicke sind eng 
mit der gesamtwirtschaftlichen Entwicklung verfloch- 
ten. Eine Publizitätspflicht zur Wahrung gesamtwirt- 
schaftlicher Belange greift daher nicht unangemessen 
in die unternehmerische Gestaltungsfreiheit ein. 


Zu den einzelnen Vorschriften 

ERSTER ABSCHNITT 
Rechnungslegung von Unternehmen 

Zu § 1 

Die Vorschrift bestimmt die Größenmerkmale, von 
denen es abhängt, ob ein Unternehmen zur Rech- 


nungslegung nach diesem Abschnitt verpflichtet ist. 
Sie folgt dabei der unter den Befürwortern einer 
Publizilätspflicht für Großunternehmen herrschenden 
Auffassung, daß die Bilanzsumme, der Umsatz und 
die Beschäftigtenzahl am meisten über die Größe 
eines Unternehmens aussagen. 

Die Bilanzsumme zeigt das eingesetzte Kapital. Sie 
ist aussagefähiger als das Nennkapital oder das 
Eigenkapital, auf die namentlich ältere Vorschläge 
abstellen. Denn es ist für die Größe eines Unterneh- 
mens nicht erheblich, ob es sich mit Eigenkapital 
oder Fremdkapital finanziert. „Die wirkliche Größe 
eines Unternehmens ist daher heute besser aus der 
Bilanzsumme abzulesen" (Statistisches Bundesamt, 
Wirtschaft und Statistik 1959, S. 605). 

Der Umsatz zeigt die Leistung des Unternehmens 
am Markt. Er gibt ferner im großen und ganzen das 
Produktionsergebnis wieder. Dieses Ergebnis kommt 
allerdings noch genauer in der Gesamtleistung (§ 157 
Abs. 1 Nr. 4 AktG) zum Ausdruck, die außer den 
Umsatzerlüsen auch die Bestandsveränderungen und 
die aktivierten Eigenleistungen berücksichtigt; doch 
würde die Berücksichtigung der Gesamtleistung die 
Feststellung der maßgebenden Größe unnötig kom- 
plizieren. 

Die Zahl der Beschäftigten zeigt, in welchem Umfang 
menschliche Arbeitskraft zum Ergebnis des Unter- 
nehmens beiträgt; sie ist ferner ein Anhaltspunkt 
für die sozialpolitische Bedeutung des Unterneh- 
mens. 

Allerdings erlaubt keines dieser Größenmerkmale 
für sich allein die Feststellung, daß ein Großunter- 
nehmen vorliegt. Stellt man allein auf die Bilanz- 
summe ab, würden einerseits sehr kapitalintensive 
Unternehmen, wie Unternehmen d(*r Energieversor- 
gung, unverhältnismäßig früh erfaßt. Andererseits 
fielen zum Beispiel Dienstleistungsbetriebe, die mit 
geringem Kapitaleinsatz arbeiten, erst sehr spät un- 
ter das Größenmerkmal. Auch die Umsatzerlöse rei- 
chen hier — anders als zum Beispiel in § 3 Abs. 2 
des Mitbestimmungsergänzungsgesetzes — nicht al- 
lein aus. Sie sind zum Beispiel bei Handelsunterneh- 
men unverhältnismäßig hoch. Schließlich genügt auch 
die Zahl der Beschäftigten nicht als einziges Größen- 
merkmal, da sie das im Unternehmen arbeitende 
Kapital nicht berücksichtigt. Nach § 1 Abs. 1 müssen 
daher zwei der drei Größenmerkmale zutreffen. Da- 
durch werden Verzerrungen vermieden, die sich aus 
dem Abstellen auf nur ein Größenmerkmal ergeben 
würden. 

Bei den angesetzten Beträgen — einhundertfünfund- 
zwanzig Millionen DM Bilanzsumme, zweihundert- 
fünfzig Millionen DM Umsatzerlöse, fünftausend Be- 
schäftigte — geht der Entwurf allein von dem Ge- 
sichtspunkt aus, daß Unternehmen dieser Größen- 
ordnung ihren Jahresabschluß nach aktienrechtlichen 
Grundsätzen aufstellen und bekanntmachen sollten. 
Ob sich die gleichen Größenmerkmale auch dazu eig- 
nen, den Begriff des Großunternehmens für andere 
Zwecke zu bestimmen, bleibt offen. 

Absatz 2 bestimmt Näheres über die Ermittlung der 
Größenmerkmale. Die Höhe der Bilanzsumme hängt 
unter anderem von den Gliederungs- und Bewer- 
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tungsgrundsätzen ab, nach denen der Jahresabschluß 
aufgestellt worden ist. Um die Anwendung einheit- 
licher Grundsätze sicherzustellen, erklärt Absatz 2 
Satz 1 die Bilanzsumme einer gemäß § 5 Abs. 2, d. h. 
nach aktienrechtlichen Grundsätzen aufgestellten 
Jahresbilanz für maßgebend. Bei Unternehmen, die 
ihrem Jahresabschluß nicht nach aktienrechtlichen 
Grundsätzen aufstellen, ist nicht ohne weiteres er- 
sichtlich, ob sie die maßgebende Bilanzsumme er- 
reichen. Absatz 2 Satz 2 verpflichtet diese Unterneh- 
men daher, eine Bilanz nach § 5 Abs. 2 aufzustellen, 
wenn sie eines der anderen Größenmerkmale errei- 
chen und daher damit gerechnet werden muß, daß 
auch das Größenmerknial der Bilanzsumme zutrifft. 

Die Größenmerkmale des Absatzes 1 passen nicht 
für Kreditinstitute und Versicherungsunternehmen. 
Bei Kreditinstituten ist zweifelhaft, was zu den Um- 
satzerlösen rechnen würde; ihre Bilanzsumme ist un- 
verhältnismäßig hoch, die Zahl ihrer Arbeitnehmer 
im allgemeinen niedrig. Absatz 3 erklärt daher als 
Größenmerkmal die Bilanzsumme zuzüglich gewis- 
ser Eventualverbindlichkeiten als maßgebend. Das 
entspricht dem sogenannten „Geschäftsvolumen", 
von dem die bilanzstatistischen Richtlinien der Deut- 
schen Bundesbank ausgehen und von dem man auch 
bei der Konzentrationsenquete zur Bestimmung der 
Unternehmensgröße von Banken ausgegangen ist 
(vgl. ^u Drucksache IV,/2320, S. 293 ff.). Nach dem 
Entwurf beginnt die Pflicht zur Bekanntmachung des 
Jahresabschlusses bei einem Geschäftsvolumen von 
300 Millionen DM. Dieses Geschäftsvolumen wird 
zur Zeit — außer von Kreditinstituten in der Rechts- 
form einer Aktiengesellschaft, Kommanditgesellschaft 
auf Aktien oder Gesellschaft mit beschränkter Haf- 
Lung, die schon jetzt publizitätspflichtig sind, sowie 
von öffentlich-rechtlichen Kreditinstituten, die be- 
reits jetzt ihren Jahresabschluß, wenn auch zum Teil 
in anderer Form, veröffentlichen ■ — von neun Privat- 
bankiers (Kreditinstituten in der Rechtsform einer 
Personenhandelsgesellschaft oder eines Einzelkauf- 
manns) erreicht. 

Bei Versicherungsunternehmen sind die Prämienein- 
nahmen das sachgerechteste Merkmal zur Bestim- 
mung der Unternehmensgröße. Von diesem Merk- 
mal geht auch der Bericht über das Ergebnis einer 
Unlersuchung der Konzentration in der Wirtschaft 
aus (^ Drucksache IV 2320, S. 356 ff.). Absatz 4 ver- 
pflichtet Versicherungsunternehmen zur Rechnungs- 
legung nach diesem Abschnitt, wenn ihre Jahresein- 
nahinen aus Versicherungsprämien 100 Millionen 
Deutsche Mark übersteigen. Die weitaus meisten 
Versicherungsunternehmen dieser Größenordnung 
sind bereits als Aktiengesellschaften, Kommanditge- 
sellschaften auf Aktien oder Versicherungsvereine 
auf Gegenseitigkeit zur Bekanntmachung eines Jah- 
resabschlusses nach aktienrechtlichen Grundsätzen 
verpflichtet. Die unmittelbare Bedeutung der Vor- 
schrift beschränkt sich darauf, daß sie zwei öffent- 
lich-rechtliche Versicherungsunternehmen zur Rech- 
nungslegung nach dem ersten Abschnitt verpflichtet. 
Wesentlicher ist, daß in den Vorschriften über die 
Rechnungslegung von Konzernen bestimmter Größe 
auch auf § 1 Ahs. 4 verwiesen wird (vgl. § 11 Abs. 4). 
Dadurch werden erstmalig Versicherungskonzerne 


unter der Leitung eines Versicherungsvereins auf 
Gegenseitigkeit, deren Konzern-Prämieneinnahmen 
100 Millionen Deutsche Mark im Jahr übersteigen, 
zur Aufstellung eines Konzernabschlusses verpflich- 
tet (vgl. die Begründung zu § 11). 

Der Entwurf sieht davon ab, den Begriff des „Unter- 
nehmens" zu definieren (vgl. die Begründung zu § 2). 
Absatz 5 stellt aber klar, daß mehrere Handelsge- 
schäfte eines Einzelkaufmanns nur ein Unternehmen 
im Sinne dieses Gesetzes sind. Diese Klarstellung 
ist geboten, weil der Einzelkaufmann mehrere ge- 
trennte Handelsgeschäfte betreiben und für sie ver- 
schiedene Firmen führen kann. Gleichwohl sind sie 
nur ein Unternehmen. Denn der Einzelkaufmann 
kann sie rechtlich und tatsächlich nach einer einheit- 
lichen Konzeption unternehmerisch leiten; sie sind 
für seine Gläubiger eine Haftungsmasse (vgl. auch 
§ 16 Abs. 4 des Aktiengesetzes). 


Zu §2 

Absatz 1 regelt, von welchem Zeitpunkt an ein Un- 
ternehmen zur Rechnungslegung nach diesem Ab- 
schnitt verpflichtet ist. Durch die erste Bekanntma- 
chung seines Jahresabschlusses zeigt ein Unterneh- 
men in vielen Fällen erstmalig seine Stellung am 
Markt und seine Vermögens- und Ertragslage. Dazu 
soll es nicht bereits gezwungen sein, wenn es die 
maßgebende Größe auf Grund vielleicht zufälliger 
besonderer Umstände an nur einem Abschlußstich- 
tag erreicht. Außerdem kann die Rechnungslegung 
nach aktienrechtlichen Grundsätzen gewisse Ände- 
rungen der Buchhaltung und Kontenführung erfor- 
dern, für die ausreichend Zeit belassen werden muß. 
Das Unternehmen soll daher erst dann nach diesem 
Abschnitt Rechnung zu legen brauchen, wenn die 
maßgebenden Größenmerkmale an zwei aufeinan- 
derfolgenden Abschlußstichtagen erreicht werden; 
es soll dann den Jahresabschluß für den zweiten die- 
ser Stichtage veröffentlichen müssen. 

Andererseits soll das Unternehmen auch nicht schon 
dann von der Pflicht, einen Jahresabschluß nach die- 
sem Abschnitt bekanntzumachen, frei sein, wenn es 
infolge eines vielleicht vorübergehenden Geschäfts- 
rückganges die maßgebenden Größenmerkmale an 
einem Abschlußstichtag nicht mehr erreicht. Viel- 
mehr muß nach Absatz 1 Satz 3 für den ersten Ab- 
schlußstichtag, für den die Größenmerkmale nicht 
mehr zutreffen, noch nach diesem Abschnitt Rechnung 
gelegt werden. Erst wenn die Größenmerkmale auch 
am folgenden Abschlußstichtag nicht mehr erreicht 
werden, braucht für diesen Abschlußstichtag kein 
Abschluß nach den Vorschriften dieses Gesetzes 
mehr bekanntgemacht zu werden. 

Ein Unternehmen, das nach diesem Abschnitt Rech- 
nung zu legen hat, wird — das braucht nicht beson- 
ders kiargestellt zu werden — von dieser Pflicht 
nicht dadurch frei, daß es das Vermögen eines an- 
deren Unternehmens durch Verschmelzung oder Um- 
wandlung nach dem Umwandlungsgesetz übernimmt. 
Jedoch muß die Rechtslage für den Fall klargestellt 
werden, daß ein nicht zur Rechnungslegung nach die- 
sem Abschnitt verpflichtetes Unternehmen das Ver- 
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mögen eines anderen Unternehmens übernimmt 
oder daß durch Verschmelzung ein neues Unterneh- 
men gebildet wird. Dann darf die Pflicht zur Rech- 
nungslegung nach diesem Abschnitt nicht in allen 
Fällen erst einsetzen, wenn die maßgebenden Grö- 
ßenmerkmale an zwei Absdilußstichtagen nach der 
Verschmelzung oder Umwandlung erreicht werden. 
Andererseits lassen sich die Größenmerkmale der 
beteiligten Unternehmen vor der Verschmelzung 
oder Umwandlung auch nicht einfach addieren, da 
z. B. die Umsätze zwischen den bisher selbständigen 
Unternehmen künftig fortfallen. Absatz 1 Satz 2 
macht daher die Pflicht, bereits für den ersten 
Abschlußstichtag nach der Umwandlung oder Ver- 
schmelzung nach diesem Abschnitt Rechnung zu 
legen, von zwei Voraussetzungen abhängig: Erstens 
muß das Unternehmen an diesem Abschlußstichtag 
die maßgebenden Größenmerkmale erreichen. Zwei- 
tens muß das übernommene Unternehmen • — im 
Falle der Verschmelzung durch Neubildung eines 
der übernommenen Unternehmen — am letzten Ab- 
schlußstichtag vor der Verschmelzung oder Um- 
wandlung die maßgebenden Größenmerkmale er- 
reicht haben. Auf diese Größenmerkmale kommt es 
auch dann an, wenn das Unternehmen — etwa als 
Aktiengesellschaft (vgl. § 3) — nicht zur Rechnungs- 
legung nach diesem Gesetz verpflichtet war. 

Bei Unternehmen, die im Handelsregister eingetra- 
gen sind, hat das Registergericht die Einreichung 
und Bekanntmachung eines Jahresabschlusses nach 
diesem Abschnitt durch Ordnungsstrafen zu erzwin- 
gen (§ 9 i. V. m. § 14 HGB; § 10 i. V. m. § 21). Das 
Registergericht muß erfahren, ob ein Unternehmen 
die maßgebenden Größenmerkmale erreicht. 

Absatz 2 schreibt daher vor, daß dem Register- 
gericht eine entsprechende Erklärung einzureichen 
ist. Verstöße gegen diese Pflicht werden in § 20 
Abs. 2 mit Geldbuße bedroht. Die Erklärung ist nicht 
erst für den zweiten der aufeinander folgenden Ab- 
schlußstichtage einzureichen, für den bereits nach 
den Vorschriften dieses Abschnitts Rechnung zu 
legen ist. Vielmehr soll das Registergericht es zur 
Erleichterung seiner Aufgabe bereits erfahren, wenn 
ein Unternehmen an einem Abschlußstichtag die 
maßgebenden Größenmerkmale erreicht. Unterneh- 
men, die einer staatlichen Aufsicht unterliegen, 
haben die gleichen Erklärungen auch der Aufsichts- 
behörde einzureichen, damit auch diese überwachen 
kann, daß das Unternehmen nach den künftig maß- 
gebenden Vorschriften dieses Abschnitts Rechnung 
legt. 

Zur Durchsetzung der Pflicht zur öffentlichen Rech- 
nungslegung genügt es aber nicht, daß das Register- 
gericht die Einreichung und Bekanntmachung des 
Jahresabschlusses durch Ordnungsstrafen erzwingen 
kann. Denn das Registergericht wird zwar gelegent- 
lich — etwa aus Eingaben der Beteiligten — Anlaß 
für die Annahme haben, daß ein Unternehmen zur 
Rechnungslegung nach diesem Abschnitt verpflichtet 
ist. Gewißheit kann aber nur eine Prüfung durch 
einen unabhängigen Prüfer schaffen. Absatz 3 sieht 
daher eine solche Prüfung vor. In ihrer Ausgestal- 
tung lehnt diese sich an die aktienrechtliche Sonder- 
prüfung (§§ 142 ff. AktG) an. 


Zu § 3 

Der Entwurf wendet sich grundsätzlich nicht an Un- 
ternehmen bestimmter Rechtsformen, sondern ver- 
pflichtet das Unternehmen als solches. Das entspricht 
seinem Leitgedanken, daß von einer bestimmten 
Größe an jedes Unternehmen ohne Rücksicht auf 
seine Rechtsform zur Veröffentlichung seines Jah- 
resabschlusses verpflichtet sein sollte. Dabei sieht 
der Entwurf davon ab, den Unternehmensbegriff zu 
bestimmen. Der Begriff ist im Gesellschaftsrecht 
nicht neu. Er hat namentlich im Aktiengesetz 1965 
große Bedeutung (vgl. die §§ 15 bis 19 AktG). Die 
sich aus dom Aktiengesetz ergebenden Merkmale 
des Unternehmensbegriffs sowie die Rechtsprechung 
und das Schrifttum zum Aktiengesetz können auch 
für den Unternehmensbegriff des Entwurfs herange- 
zogen werden. 

Im Interesse der Rechtsklarheit zählt der Entwurf 
aber in § 3 die Unternehmen, für die der erste Ab- 
schnitt gilt, abschließend auf. Er nimmt dabei einige 
Rechtsformen teils dadurch, daß er sie in Absatz 1 
nicht erwähnt, teils durch eine ausdrückliche Frei- 
stellung in Absatz 2 von der Anwendung des ersten 
Abschnitts aus. Diese Ausnahmen gelten ausdrück- 
lich nur für den ersten Abschnitt. Sie befreien nicht 
von der Pflicht, als Konzern- oder Teilkonzernspitze 
einen Konzernabschluß nach den Vorschriften des 
zweiten Abschnitts aufzustellen. 

Ausgenommen sind vor allem die in Absatz 1 nicht 
erwähnten Unternehmen der Aktiengesellschaften 
und Kommanditgesellschaften auf Aktien. Für sie 
bringt der Entwurf nichts Neues, da er grundsätzlich 
nicht über die aktienrechtlichen Publizitätspflichten 
hinausgeht. Ihre Einbeziehung würde das Recht der 
aktienrechtlichen Rechnungslegung nur unübersicht- 
lich machen. 

Entsprechendes gilt für die in Absatz 2 Nr. 1 aus- 
drücklich ausgenommenen Unternehmen der Ver- 
sicherungsvereine auf Gegenseitigkeit. Für sie gel- 
ten die aktienrechtlichen Rechnungslegungsvor- 
schriften bereits nach § 36 a des Versicherungsauf- 
sichtsgesetzes sinngemäß. 

Die Rechnungslegungsvorschriften für Genossen- 
schaften weichen zwar in einigen Fragen vom Ak- 
tienrecht ab. Namentlich gelten die aktienrechtlichen 
Vorschriften gegen eine Unterbewertung für Genos- 
senschaften jedenfalls nicht unmittelbar; ob sie inso- 
weit Grundsätze ordnungsmäßiger Buchführung auch 
für Genossenschaften sind, ist streitig. Gleichwohl 
können die Unternehmen der Genossenschaften 
ohne Rücksicht auf die Frage, ob ihr Bewertungs- 
recht weniger streng ist, ausgenommen werden. 
Einerseits wiegen die Unterschiede zu den aktien- 
rechtlichen Rechnungslegungsvorschriften hier nicht 
schwer. Denn voraussichtlich erreichen nur genos- 
senschaftliche Kreditinstitute die Größenmerkmale 
des ersten Abschnitts. Für den Jahresabschluß der 
genossenschaftlichen Kreditinstitute gilt aber im 
wesentlichen das gleiche Formblatt wie für Aktien- 
banken. Es gilt auch weitgehend das gleiche Bewer- 
tungsrecht, da die allgemeinen aktienrechtlichen 
Vorschriften gegen eine Unterbewertung durch 
§ 26 a dos Kreditwesengesetzes für Aktienbanken 
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erheblich eingeschränkt werden. Andererseits be- 
dingt die Eigenart der Genossenschaften eine be- 
sondere Ausgestaltung der genossenschaftlichen 
Rechnungslegung und Prüfung, namentlich eine 
Prüfung durch genossenschaftliche Prüfungsverbän- 
de. Die an das Aktienrecht angelehnten Prüfungs- 
vorschriften des ersten Abschnitts passen daher 
nicht für Genossenschaften. 

Die Ausnahme für Verwertungsgesellschaften in § 2 
Nr. 2 erscheint gerechtfertigt, da die Rechnungsle- 
gung dieser Gesellschaften und die Aufsicht über 
sie im Gesetz für die Wahrnehmung von Urheber- 
rechten und verwandten Schutzrechten vom 9. Sep- 
tember 1965 (Bundesgeselzbl. I S. 1294) besonders 
geregelt sind. 

Schließlich bezieht der Entwurf die Unternehmen der 
Körperschaften, Stiftungen und Anstalten des öffent- 
lichen Rechts nur ein, soweit sie Kreditinstitute oder 
Versicherungsunternehmen sind oder soweit sie im 
Handelsregister eingetragen sind; die Eintragung ist 
ihnen in § 36 HGB freigestellt, öffentlich-rechtliche 
Kreditinstitute und Versicherungsunternehmen müs- 
sen aus den gleichen Gründen und in dem gleichen 
Umfang wie privatrechtliche Kreditinstitute und 
Versicherungsunternehmen ihren Jahresabschluß of- 
fenlegen; dies geschieht auf Grund aufsichtsbehörd- 
licher Anordnungen weitgehend schon jetzt. Ebenso 
müssen öffentlich-rechtliche Unternehmen, die durch 
ihre Eintragung in das Handelsregister als Teilneh- 
mer am kaufmännischen Verkehr hervortreten, zur 
gleichen Publizität wie ihre privatrechtlichen Wett- 
bewerber verpflichtet sein. Für andere öffentlich- 
rechtliche Unternehmen, namentlich die kommuna- 
len Versorgungsbetriebe in der Rechtsform des 
Eigenbetriebs, passen weder die Leitgedanken des 
ersten Abschnitts noch die Größenmerkmale des 
§ !■ 

Nach Absatz 3 gelten die Publizitätspflichten des 
ersten Abschnitts nicht für Unternehmen in Abwick- 
lung. Mit dem Beginn der Abwicklung ändert sich 
die Stellung des Unternehmens am Markt und als 
Wettbewerber. Ein Unternehmen in Abwicklung 
wird in der Regel keine gesamtwirtschaftlich inter- 
essanten Bilanzzahlen mehr ausweisen. Auch über 
seinen Geschäftsverlauf und die Lage des Unterneh- 
mens selbst kann seine Bilanz keinen zuverlässigen 
Aufschluß mehr geben. Denn da die Abwicklung zu 
ganz anderen Bewertungsmaßstäben zwingt, können 
die Abwicklungsbilanzen weder mit den Jahresab- 
schlüssen vor der Abwicklung noch untereinander 
zuverlässig verglichen werden. Im übrigen passen 
auch die Größenmerkmale des § 1 nicht für Unter- 
nehmen in Abwicklung. 


Zu § 4 

Die Vorschrift stellt teils allgemein, teils nur für 
bestimmte Rechtsformen die Bedeutung einiger in 
den späteren Vorschriften verwandter Ausdrücke 
klar. Trotz der Stellung im Ersten Abschnitt gelten 
diese Klarstellungen ausdrücklich für das ganze 
Gesetz. 


Bei juristischen Personen ist im allgemeinen aus- 
drücklich bestimmt, wer sie gesetzlich vertritt (z. B. 
§ 78 Abs. 1 AktG, § 35 Abs. 1 GmbH-Gesetz). Hin- 
gegen haben Personenhandelsgesellschaften kein 
dem Vorstand der Aktiengesellschaft oder den Ge- 
schäftsführern einer GmJ^H entsprechendes besonde- 
res Organ. Bei der offenen Handelsgesellschaft ist 
zur Vertretung der Gesellschaft jeder Gesellschafter 
ermächtigt, wenn er nicht durch den Gesellschafts- 
vertrag von der Vertretung ausgeschlossen ist (§ 125 
Abs. 1 HGB); entsprechendes gilt für die persönlich 
haftenden Gesellschafter einer Kommanditgesell- 
schaft (§ 161 Abs. 2, § 170 i. V. m. § 125 Abs. 1 HGB). 
Absatz 1 Satz 1 stellt klar, daß diese Gesellschafter 
gesetzliche Vertreter im Sinne dieses Gesetzes sind. 
Satz 2 stellt den Inhaber des Unternehmens eines 
Einzelkaufmanns den gesetzlichen Vertretern gleich, 
damit er nicht in allen Vorschriften, die sich an die 
gesetzlichen Vertreter wenden, neben den gesetz- 
lichen Vertretern genannt werden muß. 

Während bei Aktiengesellschaften und Gesellschaf- 
ten mit beschränkter Haftung das Gesetz die Be- 
zeichnung des Überwachungsorgans als „Aufsichts- 
rat'' festlegt, finden sich bei Unternehmen anderer 
Rechtsformen abweichende Bezeichnungen wie Bei- 
rat oder Ausschuß. Absatz 2 stellt klar, daß für Uber- 
wcichungsorgane ohne Rücksicht auf ihre Bezeich- 
nung die Vorschriften für den Aufsichtsrat sinnge- 
mäß gelten. 

Im Recht der Personenhandelsgesellschaften und 
Einzelkaufleute ist die „Feststellung des Jahresab- 
schlusses" nicht geregelt. Gleichwohl bezeichnet man 
auch bei ihnen die abschließende Billigung des Jah- 
resabschlusses vielfach als „Feststellung". Demge- 
mäß sprechen z. B. auch §§ 26, 27 Kreditwesengesetz 
für Kreditinstitute aller Rechtsformen von dem „fest- 
gestellten" Jahresabschluß. Der Entwurf schließt 
sich diesem Sprachgebrauch an (§ 8). Absatz 3 stellt 
klar, was bei den Unternehmen, für die keine Fest- 
stellung des Jahresabschlusses vorgesehen ist, unter 
dieser Feststellung zu verstehen ist. 

Absatz 4 bestimmt ähnlich wie z. B. § 14 AktG das 
zuständige Gericht. 


Zu § 5 

Die Vorschrift regelt Form und Inhalt der Rech- 
nungslegung nach diesem Abschnitt. 

Für den Jahresabschluß der wesentlichsten durch den 
Ersten Abschnitt erfaßten Rechtsformen — Gesell- 
schaften mit beschränkter Haftung, Personenhandels- 
gesellschaften und Einzelkaufleute — gelten zur Zeit 
ausdrücklich nur die allgemeinen Vorschriften des 
Handelsgesetzbuchs (§§ 39, 40), für Gesellschaften 
mit beschränkter Haftung außerdem § 42 des GmbH- 
Gesetzes. Zur Beantwortung der vom Gestez offen- 
gelassenen Einzelfragen zog man vor dem Inkraft- 
treten des Aktiengesetzes von 1965 im allgemeinen 
die Gliederungs- und Bewertungsvorschriften des 
Aktiengesetzes von 1937 heran, die weitgehend als 
gesetzliche Festlegung der Grundsätze ordnungs- 
mäßiger Buchführung für alle Unternehmen ange- 
sehen wurden. Seit dem Inkrafttreten des Aktien- 
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gesetzes 1965 ist streitig, ob und in welchem Um- 
fang das auch für dieses Gesetz gilt. Namentlich 
wird die Auffassung vertreten, die neuen aktien- 
rechtlichen Bewertungsvorschriften seien nur inso- 
weit als Grundsätze ordnungsmäßiger Buchführung 
für alle Unternehmen anzusehen, als sie sich gegen 
eine Überbewertung wenden. Der Entwurf läßt diese 
Streitfrage offen (vgl. auch die Begründung zu § 8 
Abs. 4). Er verlangt aber, daß die zur Rechnungs- 
legung nach diesem Abschnitt verpflichteten Groß- 
unternehmen einen Jahresabschluß entsprechend 
den aktienrechtlichen Vorschriften aufstellen. Für 
diesen Abschluß gelten auch die aktienrechtlichen 
Bewertungsvorschriften (§§ 153 bis 156). Das Ak- 
tiengesetz 1965 läßt Unterbewertungen nur noch 
sehr eingeschränkt zu. Bei Anlagen müssen die An- 
schaffungs- oder Herstellungskosten durch planmä- 
ßige Abschreibungen oder Wertberichtigungen über 
die voraussichtliche Nutzungsdauer verteilt werden 
(§§ 153, 154 AktG). Vorräte sind mit den Anschaf- 
fungs- oder Herstellungskosten anzusetzen (§ 155 
Abs. 1 AktG); für einen niedrigeren Wertansatz 
müssen besondere Gründe vorliegen (§ 155 Abs. 2 
bis 4 AktG). Dabei bleibt die Wahl der Bewertungs- 
und Abschreibungsmethode im einzelnen allerdings 
weitgehend dem Unternehmen überlassen. 

Die neuen aktienrechtlichen Bewertungsvorschriften 
sollen durch das Gebot, planmäßig zu bewerten und 
abzuschreiben, darauf hinwirken, daß der Jahresab- 
schluß ein möglichst zutreffendes Bild von der Ver- 
mögens- und Ertragslage gibt. Namentlich soll die 
Tendenz der wirtschaftlichen Entwicklung nicht für 
längere Zeit durch unerkennbare Bildung oder Auf- 
lösung stiller Rücklagen verschleiert werden kön- 
nen. Diese Ziele sind keine Besonderheiten des 
Aktienrechts. Vielmehr hat das Aktiengesetz mit 
diesen Vorschriften nur die Anforderungen festge- 
legt, die jedenfalls an eine öffentliche Rechnungsle- 
gung gestellt werden müssen. Ihnen müssen daher 
auch die Jahresabschlüsse nach diesem Abschnitt 
entsprechen. 

Absatz 1 regelt die Frist für die Aufstellung von 
Jahresabschluß und Geschäftsbericht im wesentli- 
chen übereinstimmend mit § 148 AktG. Die gesetz- 
lichen Vertreter des Unternehmens (§ 4 Abs. 1) ha- 
ben nicht nur einen Jahresabschluß, sondern auch 
einen Geschäftsbericht aufzustellen. Der Geschäfts- 
bericht soll das Zahlenwerk des Jahresabschlusses 
durch eine Darstellung des Geschäftsverlaufs und 
der Lage der Gesellschaft ergänzen (Absatz 4 in Ver- 
bindung mit § 160 Abs. 1 des Aktiengesetzes). Er 
soll ferner den Jahresabschluß erläutern (Absatz 4 
in Verbindung mit § 160 Abs. 2, Abs. 3 Nr. 7 und 10 
des Aktiengesetzes). Der Geschäftsbericht ist durch 
Einreichung zum Handelsregister (§ 9) offenzulegen 
(vgl. § 9 Abs. 1 HGB). Außerdem darf erwartet wer- 
den, daß die Unternehmen ihn der Wirtschaftspresse 
zugänglich machen werden. 

Absatz 2 verweist auf die aktienrechtlichen Rech- 
nungslegungsvorschriften. Eine eigenständige Rege- 
lung wäre sehr umfangreich. Bedenken gegen die 
Technik der Verweisung können um so eher zurück- 
treten, als die betroffenen Unternehmen mit einer 
solchen Verweisung besser arbeiten können. Sie er- 


leichtert cs nämlich, das Schrifttum zu den entspre- 
chenden aktienrechtlichen Vorschriften heranzuzie- 
hen. 

Die Vorschriften über die Rechnungslegung der Ak- 
tiengesellschaft können allerdings nur mit Maßga- 
ben gelten, die sich aus Besonderheiten teils des 
Geschätfszweigs, teils der Rechtsform ergeben. Ab- 
satz 2 führt diese Maßgaben auf. 

Nach Nummer 1 sind für das Unternehmen vorge- 
schriebene Formblätter weiterhin anzuwenden. Zum 
Beispiel haben Personenhandelsgesellschaften, die 
Kreditinstitute sind, weiterhin die für sie vorge- 
schriebenen Formblätter zu verwenden. Sind in 
einem Geschäftszweig nur für Aktiengesellschaften 
Formblätter erlassen — das ist zum Beispiel bei 
Verkehrsunternehmen der Fall ■ — , sind diese Form- 
blätter auch von den Unternehmen des gleichen Ge- 
schäftszweigs bei der Rechnungslegung nach diesem 
Entwurf zu verwenden. 

Nummer 2 stellt klar, daß Gesellschaften mit be- 
schränkter Haftung den Gesamtbetrag der einge- 
zahlten Nachschüsse auf der Passivseite auszuwei- 
sen haben. Den Zusatz des § 42 Abs. 4 GmbH-Gesetz 
„soweit nicht die Verwendung eine Abschreibung 
der betreffenden Passivposten begründet" über- 
nimmt der Entwurf nicht, weil er einer veralteten 
bilanzrechtlichen Ausdrucksweise entspricht und 
seine Bedeutung im einzelnen unklar ist. Der Zusatz 
ist auch nicht erforderlich, weil Nummer 2 nur den 
Ausweis eingezahlter Nachschüsse regelt, aber nicht 
die dem GmbH-Rccht überlassene Frage entscheidet, 
für welche Zwecke — zum Beispiel Abdeckung eines 
Jahresfehlbetrags, Ausschüttungen an die Gesell- 
schafter — - sie verwandt werden dürfen. 

Nummer 3 paßt den Ausweis der Verwaltungskre- 
dite nach § 151 Abs. 1 Aktivseite III B Nr. 11 des 
Aktiengesetzes den Besonderheiten der Gesellschaf- 
ten mit beschränkter Haftung und Personenhandels- 
gcsellschaften an. Unternehmen anderer Rechtsform 
haben ihre Verwaltungskredite entsprechend auszu- 
weisen. Bei Kreditinstituten geht, das folgt aus Ab- 
satz 2 Nr. 1, der in den Formblättern vorgeschrie- 
bene Ausweis vor. 

Nummer 4 beschränkt sich auf den Grundsatz, daß 
bei Personenhandelsgesellschaften der auf einen Ge- 
sellschafter entfallende, den Kapitalanteil dieses 
Gesellschafters übersteigende Verlust auf der Aktiv- 
seite gesondert auszuweisen ist. Wie Gewinn und 
Verlust die Kapitalanteile der Gesellschafter beein- 
flussen, bleibt dem Gesellächaftsvertrag überlassen. 
Nach § 9 Abs. 5, § 10 Abs. 6 des Entwurfs sollen 
Personenhandelsgesellschaften und Einzelkaufleute 
ohnehin in dem veröffentlichten Jahresabschluß ihr 
Eigenkapital nicht nach Kapitalanteil und Rücklagen 
aufgliedern müssen. 

Nummer 6 regelt die Bewertung des Anlagevermö- 
gens beim Übergang auf die Bewertungsvorschrif- 
ten des Entwurfs. Übergangsprobleme ergeben sich 
nicht nur beim Inkrafttreten; sie tauchen vielmehr 
auch später auf, wenn ein bisher nicht zu öffent- 
licher Rechnungslegung verpflichtetes Unternehmen 
in die nach § 1 maßgebende Größenordnung hinein- 
wächst. Dann soll nicht verlangt werden, daß es 


19 



Drucksache V/3197 Deutscher Bundestag — 5. Wahlperiode 


seine Anlagen nach den nunmehr maßgebenden | 
aktienrechtlichen Bewertungsvorschriften neu be- | 
wertet. Vielmehr soll ein niedrigerer Wertansatz i 
aus früheren Bilanzen mit der Maßgabe beibehalten 
werden können, daß er künftig um planmäßige Ab- 
schreibungen oder Wertberichtigungen entsprechend 
der voraussichtlichen Restnutzungsdauer zu vermin- 
dern ist. Ebenso soll ein niedrigerer Wertansatz für 
Umlaufvermögen beibehalten werden können, wenn 
er nach dem Niederstwertprinzip angesetzt werden 
mußte oder aus den Gründen angesetzt worden ist, 
die auch nach § 155 Abs. 3 des Aktiengesetzes eine 
niedrigere Bewertung von Umlaufvermögen recht- 
fertigen. Die Vorschrift lehnt sich an § 14 Abs. 2 und 
3 des Einführungsgesetzes zum Aktiengesetz 1965 
an. 

Zur Wahrung der Privatsphäre des Einzelkaufmanns 
und der Gesellschafter der Personenhandelsgesell- 
schaften verzichtet der Entwurf darauf, das Privat- 
vermögen in die Rechnungslegung nach dem Ent- 
wurf einzubeziehen. Absatz 3 beschränkt sich daher 
auf die Klarstellung, daß das Privatvermögen nicht 
in die Bilanz und die auf das Privatvermögen ent- 
fallenden Aufwendungen und Erträge nicht in die 
Gewinn- und Verlustrechnung aufgenommen wer- 
den dürfen. 

Zu § 6 

Die Rechnungslegung nach diesem Abschnitt wird 
von der Öffentlichkeit nur dann als zuverlässige 
Darstellung der Vermögens- und Ertragslage ange- 
sehen werden, wenn sie von unabhängigen sachkun- 
digen Prüfern geprüft wird. § 6 sieht daher eine 
Abschlußprüfung nach den Grundsätzen der aktien- 
rechtlichen Abschlußprüfung vor. Wie im Aktien- 
recht (§ 164 AktG) so können auch nach dem Ent- 
wurf nur Wirtschaftsprüfer oder Wirtschaftsprü- 
fungsgesellschaften Prüfer sein. Der Wirtschaftsprü- 
fer ist durch seine Ausbildung auch für die Ab- 
schlußprüfung nach dem Entwurf besonders geeig- 
net. Sein Berufsstand befaßt sich seit Einführung der 
aktienrechtlichen Pflichtprüfung vor nahezu vierzig 
Jahren mit den fachlichen und berufspolitischen Pro- 
blemen dieser Prüfung. Wie bei keinem anderen 
Beruf hat sich bei ihm die Prüfung wirtschaftlicher 
Unternehmen zu einem Schwerpunkt der beruflichen 
Tätigkeit entwickelt. Ihm muß daher gerade bei 
Großunternehmen die Abschlußprüfung Vorbehalten 
bleiben, da an deren Rechnungslegung ein besonde- 
res öffentliches Interesse besteht. 

Absatz 1 bestimmt Gegenstand und Umfang der 
Prüfung in enger Anlehnung an das Aktiengesetz 
(§ 162), auf das Absatz 1 Satz 4 auch für die Aus- 
wahl der Abschlußprüfer (§ 164 AktG), ihr Aus- 
kunfts- und Prüfungsrecht (§ 165 AktG), den Prü- 
fungsbericht (§ 166 AktG), den Bestätigungsvermerk 
(§ 167 AktG) und die Verantwortlichkeit der Ab- 
schlußprüfer (§ 168 AktG) verweist; auch das ak- 
tienrechtliche Verfahren zur Entscheidung von Mei- 
nungsverschiedenheiten zwischen Unternehmen und 
Abschlußprüfer (§ 169 AktG) gilt sinngemäß. Ab- 
satz 1 Satz 2 stellt klar, daß nur der bekanntzu- 
machende Jahresabschluß zu prüfen ist; nicht auch 


eine etwa neben ihm besonders aufgestellte Ge- 
winnvcrteilungsbilanz nach § 8 Abs. 4 Satz 2. 

Absatz 3 bestimmt, wer die Abschlußprüfer wählt. 
Nach § 27 Abs. 2 des Kreditwesengesetzes werden 
die Abschlußprüfer bei Personenhandelsgesellschaf- 
ten, die Kreditinstitute sind, von „den Gesellschaf- 
tern" gewählt. Im Schrifttum ist streitig, ob darunter 
alle Gesellschafter, also bei Kommanditgesellschaf- 
ten auch die Kommanditisten, zu verstehen sind 
oder nur die geschäftsführenden Gesellschafter. 
Nach Absatz 3 Satz 2 des Entwurfs wirken alle 
Gesellschafter mit. Auch die Kommanditisten sollen 
den Abschlußprüfer mitwählen dürfen, weil die Prü- 
fung auch ihren Interessen dient und es die Stellung 
des Abschlußprüfers stärkt, wenn er von allen 
Gesellschaftern gewählt wird. 

Die Mitwirkung aller Gesellschafter würde nach 
§ 119 Abs. 1 HGB bedeuten, daß auch alle Gesell- 
schafter zustimmen müssen, wenn der Gesellschafts- 
vertrag nichts anderes bestimmt. Bisher hatten aber 
die Gesellschaftsverträge im allgemeinen keinen 
Anlaß, Bestimmungen über die Wahl von Abschluß- 
prüfern zu treffen. Infolgedessen könnte die Wahl 
am Fehlen der Zustimmung eines oder einiger Ge- 
sellschafter scheitern. Der Entwurf sieht daher einen 
Mehrheitsbeschluß vor; der Gesellschaftsvertrag 
kann etwas anderes bestimmen. § 22 Abs. 5 gleicht 
das Kreditwesengesetz dieser Regelung an. 

Absätze 4 bis 6 regeln die Bestellung des Prüfers 
durch das Gericht in Anlehnung an § 163 Abs. 2 bis 
4 des Aktiengesetzes. 

Von Vorschriften über die Nichtigkeit des Jahres- 
abschlusses (vgl. § 256 AktG) sieht der Entwurf im 
allgemeinen ab. Eine Ausnahme macht Absatz 8, der 
die Nichtigkeit wegen eines Prüfungsmangels — in 
Anlehnung an § 256 Abs. 1 Nr. 2 und 3, Abs. 6 
AktG — regelt. Die Vorschrift soll eine ordnungs- 
mäßige Prüfung sicherstellen. Ist der Jahresabschluß 
nicht geprüft worden oder durch Personen geprüft 
worden, die nicht Wirtschaftsprüfer sind, kann das 
Registergericht dies anhand des bei ihm eingereich- 
ten Jahresabschlusses feststellen (vgl. § 9 Abs. 2) 
und die Einreichung eines ordnungsmäßigen Jahres- 
abschlusses durch Ordnungsstrafen erzwingen (§ 14 
HGB). Im übrigen erscheinen Vorschriften über die 
Nichtigkeit des Jahresabschlusses entbehrlich. Die 
Frage kann Rechtsprechung und Schrifttum überlas- 
sen bleiben, die sie — wie schon bisher bei der 
GmbH — unter Heranziehung der aktienrechtlichen 
Vorschriften beantworten werden. 

Nach Absatz 9 bleiben die besonderen Prüfungsvor- 
schriften für Kreditinstitute und Versicherungsunter- 
nehmen unberührt, da sie im Interesse der Aufsicht 
über diese Unternehmen notwendig und mit den 
Zielen des Entwurfs vereinbar sind. Unberührt blei- 
ben auch die Vorschriften des Wohnungsgemeinnüt- 
zigkeitsgesetzes und der Verordnung zur Durchfüh- 
rung des Wohnungsgemeinnützigkeitsgesetzes über 
die Prüfung der gemeinnützigen Wohnungsunter- 
nehmen und der Organe der staatlichen Wohnungs- 
politik. Die Prüfung nach diesen Vorschriften trägt 
den Besonderheiten der gemeinnützigen Wohnungs- 
wirtschaft Rechnung und gilt daher auch für Woh- 
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nungsunternehmen in der Rechtsform einer Aktien- 
gesellschaft oder Kommanditgesellschaft auf Aktion 
(§ 18 EGAktG). Schließlich stellt Absatz 9 klar, daß 
die zur Wahrung der Interessen der öffentlichen 
Hand bestimmten besonderen Prüfungsvorschriften 
für Wirtschaftsbetriebe der öffentlichen Hand unbe- 
rührt bleiben. 

Zu §7 

Bei Unternehmen, die einen Aufsichtsrat (vgl. § 4 
Abs. 2) haben, soll der Aufsichtsrat für die Rech- 
nungslegung mitverantwortlich sein. § 7 schreibt 
daher eine Prüfung durch den Aufsichtsrat „unver- 
züglich nach Eingang des Prüfungsberichts der Ab- 
schlußprüfer", also vor der Feststellung des Jahres- 
abschlusses vor. über das Ergebnis seiner Prüfung 
hat der Aufsichtsrat schriftlich zu berichten; dieser 
Bericht wird später durch Einreichung beim Register- 
gericht (§ 9 Abs. 1 Satz 2) offengelegt. Im einzelnen 
folgt die Vorschrift dem Vorbild des Aktiengesetzes, 
auf das sie zur näheren Ausgestaltung der Prüfung 
verweist. 

Zu § 8 

Durch den Jahresabschluß nach diesem Abschnitt 
legt das Unternehmen nach außen hin Rechnung. 
Damit erhält der Jahresabschluß bei den meisten 
Unternehmen, für die dieser Abschnitt gilt, eine 
neue Aufgabe. So ist der Jahresabschluß einer GmbH 
nur ausnahmsweise — zum Beispiel, wenn es sich 
um ein Kreditinstitut handelt (§ 41 Abs. 4 GmbH- 
Gesetz) — auch Rechnungslegung gegenüber Dritten. 
Regelmäßig hat er nur für die Beziehungen der 
Gesellschafter untereinander, namentlich für die 
Gewinnverteilung Bedeutung. 

Aus der neuen Aufgabe des Jahresabschlusses erge- 
ben sich vor allem zwei Fragen. Die erste geht da- 
hin, in welchem Verhältnis der Jahresabschluß nach 
diesem Abschnitt zu dem Jahresabschluß steht, der 
nach den für die Rechtsform des Unternehmens gel- 
tenden Vorschriften, also etwa bei Personenhandels- 
gesellschaften nach §§ 39, 40 HGB, bei Gesellschaf- 
ten mit beschränkter Haftung nach § 41 GmbH-Ge- 
setz, aufzustellen ist. Von diesem Jahresabschluß 
kann sich der Jahresabschluß nach § 5 jedenfalls 
dann unterscheiden, wenn man mit der wohl herr- 
schenden Auffassung des Schrifttums die aktien- 
rechtlichen Bewertungsvorschriften, soweit sie sich 
gegen eine Unterbewertung wenden, nicht als für 
alle Unternehmen geltende Grundsätze ordnungs- 
gemäßiger Buchführung ansieht. 

Man könnte das Verhältnis so regeln, daß der Jah- 
resabschluß (die Jahresbilanz) nach den für die 
Rechtsform des Unternehmens geltenden Vorschrif- 
ten durch die Pflicht zur öffentlichen Rechnungsle- 
gung nach diesem Gesetz nicht berührt wird. Er 
könnte wie bisher aufgestellt, festgestellt und der 
Gewinnverteilung zugrunde gelegt werden; er bliebe 
die maßgebende Bilanz im. Sinne des § 40 HGB. 
Neben ihn träte zusätzlich der ähnlich wie ein Kon- 
zernabschluß auf reine Rechnungslegung be- 
schränkte Abschluß nach diesem Gesetz. Gegen die- 
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sen Weg spricht aber, daß das Unternehmen dann 
seine handelsrechtliche Pflicht, alljährlich eine Bilanz 
aufzustellen, durch einen Jahresabschluß erfüllen 
und nach einem Jahresabschluß leben würde, der 
von dem veröffentlichten Abschluß abweicht. Der 
Entwurf sagt daher in Absatz 4 Satz 1 ausdrücklich, 
daß der festgestellte Jahresabschluß nach diesem 
Abschnitt der Jahresabschluß (die Jahresbilanz) im 
Sinne der für die Rechtsform des Unternehmens gel- 
tenden Vorschriften ist. Er ist die jährliche Bilanz 
nach §§ 39, 40 HGB, nach § 41 Gmbll-Gesetz. Er ist 
damit auch für steuerliche Fragen die Handelsbilanz 
des Unternehmens. 

Andererseits besteht kein Grund, den Jahresab- 
schluß nach diesem Abschnitt zwingend und schlecht- 
hin auch für die inneren Beziehungen der Gesell- 
schafter und namentlich für die Gewinnverteilung 
maßgebend sein zu lassen. Folgt man der Auffas- 
sung, daß die aktienrechtlichen Beschränkungen für 
die Bildung stiller Rücklagen nicht auch — als 
Grundsätze ordnungsmäßiger Buchführung — für 
alle anderen Unternehmen gelten, so könnte im ein- 
zelnen Geschäftsjahr der verteilbare Gewinn durch 
— nach § 5 des Entwurfs nicht gestattete — zusätz- 
liche Abschreibungen und Wertberichtigungen ver- 
mindert werden. Je nach dem für die Rechtsform des 
Unternehmens geltenden Recht könnten solche zu- 
sätzlichen Abschreibungen oder Wertberichtigun- 
gen auch durch die Satzung oder den Gesellschafts- 
vertrag allgemein vorgesehen werden. Von einer 
solchen Befugnis oder sogar gesellschaftsvertrag- 
lichen Pflicht, stille Rücklagen zu bilden, gehen mög- 
licherweise die gesellschaftsvertraglichen Gewinn- 
verteilungsabreden aus. Der Entwurf will diese 
Rechtslage möglichst wenig ändern. Nach Absatz 4 
Satz 2 kann daher für Zwecke der Gewinnvertei- 
lung ein abweichender Jahresabschluß zugrunde 
gelegt werden. In diesem abweichenden Jahresab- 
schluß dürfen die Gegenstände allerdings nicht mit 
einem höheren Wert angesetzt sein als in dem Jah- 
resabschluß nach § 5. Höhere Wertansätze zuzulas- 
sen besteht kein Grund. Denn die oberen Bewer- 
tungsgrenzen des Aktiengesetzes 1965 werden, wie 
schon die des Aktiengesetzes von 1937, ganz über- 
wiegend als Höchstwerte auch für alle anderen 
Rechtsformen angesehen. Das schließt allerdings 
Wertansätze über dem Wert, mit dem die Gegen- 
stände in dem Jahresabschluß nach § 5 angesetzt 
sind, noch nicht schlechthin aus. Denn auch im Rah- 
men der aktienrechtlichen Bewertungsvorschriften 
besteht ein gewisser Spielraum bei der Wahl der 
Bewertungs- und Abschreibungsmethoden. Setzt 
; aber ein Unternehmen im Rahmen dieses Spielraums 
in der Bilanz nach § 5 Gegenstände unter dem höch- 
sten zulässigen Wert an, so besteht kein Grund, 
ihm die Unterschreitung dieses Wertansatzes für 
Zwecke der Gewinnverteilung zu gestatten. 

Wohl aber soll es für diese Gewinnverteilungsbi- 
lanz bei einer etwa bisher bestehenden Befugnis 
verbleiben, niedrigere Werte anzusetzen. Absatz 4 
Satz 3 verweist daher für das Recht, in dem abwei- 
, eilenden Jahresabschluß Abschreibungen, Wertbe- 
I richtigungen und Rückstellungen vorzunehmen, auf 
! die für die Rechtsform des Unternehmens geltenden 
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Vorschriften und die Bestimmungen der Satzung 
oder des Gesellächaftsvertrages. 

Der abweichende Jahresabschluß nach Absatz 4 
Satz 2 und 3 hat nur für die Gewinnverteilung Be- 
deutung. Auf den Jahresabschluß nach § 5 wirkt er 
sich nur über den Gewinnverteilungsbeschluß aus. 
Ist der nach dem abweichenden Jahresabschluß ver- 
teilte Gewinn geringer als der Jahresüberschuß des 
Abschlusses nach § 5, so ist der Unterschied in dem 
Abschluß nach § 5 in Rücklage zu stellen. Ist er 
höher, etwa weil wegen zusätzlicher Abschreibun- 
gen in den Vorjahren geringere Abschreibungen für 
das Geschäftsjahr erforderlich sind, so ist dies in 
dem Jahresabschluß nach § 5 durch entsprechende 
Entnahmen aus den offenen Rücklagen zu berück- 
sichtigen. 

Die zweite Frage in diesem Zusammenhang betrifft 
die Feststellung des Jahresabschlusses. Da der Jah- 
resabschluß nach § 5 auch der Jahresabschluß im 
Sinne der für die Rechtsform des Unternehmens gel- 
tenden Vorschriften sein soll, kann er nicht nur 
— ähnlich wie der Konzernabschluß - — als Rech- 
nungslegung der Verwaltung angesehen werden. 
Vielmehr muß er entsprechend den für die Rechts- 
form des Unternehmens geltenden Vorschriften fest- 
gestellt werden, damit die nach diesen Vorschriften, 
der Satzung oder dem Gesellschaftsvertrag maßge- 
bende Stelle das letzte Wort über ihn spricht. Die 
Feststellung wird nicht dadurch entbehrlich, daß für 
Zwecke der Gewinnverteilung ein abweichender 
Jahresabschluß zugrunde gelegt werden kann. Zum 
Beispiel muß die für die Feststellung zuständige 
Stelle darüber entscheiden können, ob durch ent- 
sprechende Sonderabschreibungen im handelsrecht- 
lichen Jahresabschluß nach § 5 die Voraussetzun- 
gen für die Inanspruchnahme steuerlicher Sonderab- 
schreibungen geschaffen werden. 

Welche Stelle für die Feststellung zuständig ist, be- 
stimmt sich nach den für die Rechtsform maßgeben- 
den Vorschriften und im Rahmen dieser Vorschriften 
nach der Satzung oder dem Gesellschaftsvertrag. 
Daran ändert der Entwurf nichts. Hat nicht die Ver- 
waltung, sondern — wie es bei der GmbH die Regel 
ist — die Gesellschafterversammlung den Jahres- 
abschluß festzustellen, so kann die Feststellung als 
solche nicht durch Ordnungsstrafen erzwungen wer- 
den. Absatz 1 verpflichtet aber die gesetzlichen Ver- 
treter, der zuständigen Stelle unverzüglich die Mög- 
lichkeit zu verschaffen, den Jahresabschluß festzu- 
stellen. Sie haben ihr den Jahresabschluß vorzule- 
gen und sie notfalls einzuberufen. Diese Pflichten 
können durch Ordnungsstrafen durchgesetzt wer- 
den (§ 21 in Verbindung mit § 8 Abs. 1). Stellt dann 
die zuständige Stelle den Jahresabschluß gleich- 
wohl nicht fest, haben die gesetzlichen Vertreter 
nach § 10 Abs. 2 den von ihnen aufgestellten Jah- 
resabschluß bekanntzumachen. 

Absatz 2 stellt klar, daß auch die für die Feststel- 
lung zuständige Stelle an die Vorschriften des Ent- 
wurfs über Form und Inhalt des Jahresabschlusses 
gebunden ist. Wird der Jahresabschluß bei der Fest- 
stellung geändert, muß nach Absatz 3 eine Nach- 
tragsprüfung nach dem Vorbild des § 173 Abs. 3 
AktG stattfinden. 


Zu §9 

Die Absätze 1 bis 3 lehnen sich an § 177 des Aktien- 
gesetzes über die Einreichung des aktienrechtlichen 
Jahresabschlusses zum Handelsregister an. Jedoch 
ist das Registergericht hier — abweichend von § 177 
Abs. 3 Satz 2 — nicht verpflichtet, zu prüfen, ob 
der Jahresabschluß offensichtlich nichtig ist. Für 
diese Prüfung fehlt hier eine genügend sichere 
Rechtsgrundlage. Denn für die meisten Unterneh- 
mensformen ist nicht geregelt, wann der Jahresab- 
schluß nichtig ist. 

Nicht alle Unternehmen, für die dieser Abschnitt 
gilt, sind in das Handelsregister eingetragen. Nach 
§ 36 HGB brauchen Unternehmen Öffentlicher Kör- 
perschaften nicht in das Handelsregister eingetra- 
gen zu werden. Unternehmen, die nicht in das Han- 
delsregister eingetragen sind, sollen auch ihren 
Jahresabschluß und ihren Geschäftsbericht nicht 
zum Handelsregister einreichen müssen. Denn das 
Handelsregister gibt auch im übrigen über ihre Ver- 
hältnisse keinen Aufschluß. Solche Unternehmen 
sollen die Unterlagen daher nach Absatz 4 in ihrem 
Geschäftsraum (vgl. § 175 Abs. 2 AktG) auslegen 
müssen. Das Recht jedermanns auf Einsicht ent- 
spricht § 9 Abs. 1 HGB. 

Absatz 5 erlaubt es Personenhandelsgesellschaften, 
die Kapitalanteile und die Rücklagen in einem Po- 
sten auszuweisen. Die Gesellschafter sollen das Ver- 
hältnis der Kapitalanteile zu den Rücklagen nicht 
nach außen zeigen müssen. Es besteht kein berech- 
tigtes Interesse der Öffentlichkeit an einer Aufglie- 
derung. Im allgemeinen sind Personenhandelsgesell- 
schaften, die ihre Bilanz freiwillig offengelegt ha- 
ben, schon bisher so verfahren. Auch ein in der 
Form des Absatzes 5 eingereichter Abschluß muß 
mit dem Vermerk nach Absatz 2 versehen sein. 
Muß der Jahresabschluß anderen Stellen, wie der 
Kreditaufsicht, in ungekürzter Form eingereicht 
werden, wird der Abschlußprüfer zu beiden Fas- 
sungen einen Bestätigungsvermerk erteilen müssen, 
und zwar zur Fassung nach Absatz 5 mit einem auf 
diese Vorschrift hinweisenden Zusatz. 


Zu § 10 

Die Vorschrift lehnt sich, soweit sie die Bekannt- 
machung des festgestellten Jahresabschlusses vor- 
schreibt, an § 178 des Aktiengesetzes an. Nament- 
lich verweist sie in Absatz 4 für die Form der Be- 
kanntmachung auf § 178 Abs. 1 Nr. 1 und 2, Abs. 2 
des Aktiengesetzes. Hingegen braucht der Gewinn- 
verwendungsbeschluß (vgl. § 178 Abs. 1 Nr. 3 
AktG) hier nicht mitgeteilt zu werden. Er hat für 
die Unterrichtung der Öffentlichkeit in der Regel 
geringe Bedeutung. Im Einzelfall könnte seine Of- 
fenlegung unzumutbare Einblicke in die Privat- 
sphäre eröffnen. 

Auch von einer Verweisung auf § 178 Abs. 1 Nr. 4 
des Aktiengesetzes sieht der Entwurf ab. Danach 
sind bei der Veröffentlichung die Verwaltungsmit- 
glieder anzugeben. Die Verwaltung der durch den 
Entwurf erfaßten Unternehmen kann aber sehr un- 
terschiedlich organisiert sein. Es erscheint daher 
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nicht möglich, durch allgemeine Vorschrift zur An- 
gabe der wirklich Verantwortlichen zu verpflichten. 
Hiervon abgesehen könnten bei Personenhandels- 
gesellschaften mit solchen Angaben auch zu weit- 
gehende Eingriffe in die Privatsphäre verbunden 
sein. 

Die Absätze 2 und 3 betreffen die bereits in der 
Begründung zu § 8 erörterte Frage, wie eine recht- 
zeitige Bekanntmachung des Jahresabschlusses si- 
chergestellt werden kann, wenn die für die Fest- 
stellung zuständige Stelle den Jahresabschluß nicht 
feststellt. Dann ist nach Absatz 2 der von den ge- 
setzlichen Vertretern aufgestellte und geprüfte Jah- 
resabschluß bekannt zu machen. Von diesem Jahres- 
abschluß hat auch der Jahresabschluß für das fol- 
gende Geschäftsjahr auszugehen, damit sich der 
Bilanzleser durch einen Vergleich veröffentlichter 
Jahresabschlüsse über die Entwicklung der Vermö- 
gens- und Ertragslage unterrichten kann. Etwas an- 
deres gilt nur, wenn ein bereits nach Absatz 2 be- 
kanntgemachter Jahresabschluß von der für die Fest- 
stellung zuständigen Stelle geändert wird. Selbst- 
verständlich muß die Änderung rechtswirksam sein. 
Das ist sie nur, wenn auf Grund der nach § 8 Abs. 3 
erforderlichen Nachtragsprüfung binnen zwei Wochen 
seit der Entscheidung ein hinsichtlich der Ände- 
rung uneingeschränkter Bestätigungsvermerk erteilt 
worden ist. Dann haben die gesetzlichen Vertreter 
den Jahresabschluß unverzüglich im Bundesanzei- 
ger bekanntzumachen. In der Bekanntmachung wer- 
den sie darauf hinweisen müssen, daß der nun- 
mehr bekanntgemachte Jahresabschluß an die Stelle 
des nach Absatz 2 bekanntgemachten Jahresab- 
schlusses tritt. Bei der Aufstellung des Jahresab- 
schlusses für das folgende Geschäftsjahr ist dann 
von dem bei der Feststellung geänderten und an- 
schließend bekanntgemachten Jahresabschluß aus- 
zugehen. 

Absatz 5 sLellt klar, daß andere Bekanntmachungs- 
pflichten unberührt bleiben. Als auf Gesetz beru- 
hende Bekanntmachungen sind auch durch Rechts- 
verordnung (z. B. nach § 55 Abs. 2 a Nr. 5 VAG) 
vorgeschriebene Bekanntmachungen anzusehen. 


ZWEITER ABSCHNITT 

Rechnungslegung von Konzernen 

ERSTER UNTERABSCHNITT 

Rechnungslegung von Konzernen 
bestimmter Größe 

Die Aufstellung eines Konzernabschlusses wird im 
deutschen Recht erstmalig im Aktiengesetz 1965 
vorgeschrieben (§§ 329 ff.). Jedoch sind bisher nur 
bestimmte Konzerne zur Aufstellung eines Konzern- 
abschlusses verpflichtet. Nach § 329 AktG haben 
Konzerne unter Leitung einer Aktiengesellschaft 
oder Kommanditgesellschaft auf Aktien einen Kon- 
zernabschluß aufzustellen. § 28 des Einfuhrungsge- 
setzes erstreckt diese Verpflichtung auf Konzerne 
unter der Leitung einer Gesellschaft mit beschränk- 
ter Haftung oder bergrechtlichen Gewerkschaft; 


hier setzt die Pflicht aber weiter voraus, daß dem 
Konzern eine Aktiengesellschaft oder Kommandit- 
gesellschaft auf Aktien angehört. Konzerne unter 
der Leitung eines Unternehmens anderer Rechts- 
form, namentlich einer Personenhandelsgesellschaft 
oder eines einzelkaufmännischen Unternehmens, 
brauchen in keinem Falle einen Konzernabschluß 
aufzustellen. Leiten sie allerdings über eine Ak- 
tiengesellschaft oder Kommanditgesellschaft auf Ak- 
tien andere Konzernunternehmen, so hat die Ak- 
tiengesellschaft oder Kommanditgesellschaft auf Ak- 
tien für ihren Teilkonzernbereich einen Teilkonzern- 
abschluß aufzustellen (§ 330 AktG). Entsprechendes 
gilt, wenn eine Gesellschaft mit beschränkter Haf- 
tung an der Spitze eines Teilkonzerns steht und zu 
ihrem Teilkonzern auch eine Aktiengesellschaft oder 
Kommanditgesellschaft auf Aktien gehört (§ 28 
Abs. 2 EG AktG). 

Nach geltendem Recht hängt mithin die Pflicht, 
einen Konzernabschluß aufzustellen, in erster Linie 
von der Rechtsform der Konzernspitze und in zwei- 
ter Linie von der Rechtsform der einbezogenen Kon- 
zernunternehmen ab. Auf die Rechtsform kann es 
aber nicht mehr allein ankommen, wenn für Groß- 
unternehmen ohne Rücksicht auf ihre Rechtsform 
eine Publizitätspflicht begründet wird. Dann müssen 
Konzerne, die die Größenmerkmale eines Großun- 
ternehmens erreichen, aus zwei Gründen ohne Rück- 
sicht auf die Rechtsform der Konzernunternehmen 
zur Aufstellung eines Konzernabschlusses verpflich- 
tet werden. 

Konzerne sind nach der auch hier maßgebenden Be- 
griffsbestimmung in § 17 AktG eine Zusammenfas- 
sung von rechtlich selbständigen Unternehmen unter 
einheitlicher Leitung. Diese einheitliche Leitung 
faßt alle Konzernunternehmen ohne Rücksicht auf 
ihre Rechtsform zu einer wirtschaftlichen Einheit 
zusammen. Wenn auch die Geschäftspolitik der 
Konzernunternehmen je nach der Intensität der ein- 
heitlichen Leitung, die von einer bloßen Koordinie- 
rung bis zu straffer Beherrschung reichen kann, un- 
terschiedliche Züge aufweisen mag, so macht doch 
der Umstand, daß auf die Dauer keines der Kon- 
zernunternehmen am Markt gegen den Willen der 
Konzernspitze auftreten kann, den Konzern zu einer 
wirtschaftlichen Einheit. Uber diese wirtschaftliche 
Einheit muß aus ähnlichen Gründen wie über das 
einzelne Großunternehmen durch Bekanntmachung 
eines Konzernabschlusses Rechnung gelegt werden. 
Ähnlich wie der Einzelabschluß über das Großun- 
ternehmen gibt der Konzernabschluß Aufschluß über 
Erfolg oder Mißerfolg des Konzerns. Er verschafft 
damit den Beteiligten an den einzelnen Konzernun- 
ternehmen und nicht zuletzt den für die staatliche 
Wirtschafts- und Sozialpolitik verantwortlichen Stel- 
len die für ihre Entscheidungen notwendigen Un- 
terlagen. Das Gefühl, sich öffentlicher Kritik stellen 
zu müssen, wird auch für die Konzernleitung eine 
ständige Mahnung zu verantwortlicher und gewis- 
senhafter Geschäftsführung sein. 

Hinzu kommt, daß die Publizitätspflichten des er- 
sten Abschnitts leicht umgangen werden könnten, 
wenn es für die Größenmerkmale des § 1 stets nur 
auf das einzelne rechtlich selbständige Unternehmen 
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ankäme. Ob die Form eines rechtlich einheitlichen 
Großunternehmens gewählt wird oder eine Auf- 
gliederung in mehrere rechtlich selbständige, unter 
einheitlicher Leitung zusammengefaßte Unterneh- 
men erfolgt, ist weitgehend eine Frage der innern 
Organisation und des Führungsstils. Großunterneh- 
men, welche die Größenmerkmale des § 1 erfül- 
len, könnten sich daher durch Aufspaltung in meh- 
rere rechtlich selbständige, aber unter einheitlicher 
Leitung zusammengefaßte Unternehmen der Pflicht 
zur Bekanntmachung ihres Jahresabschlusses ent- 
ziehen, wenn nicht auch für eine Zusammenfassung 
von Unternehmen die Offenlegung eines Konzern- 
abschlusses verlangt würde. Der Entwurf verpflich- 
tet daher ini ersten Unterabschnitt Konzerne und 
Teilkonzerne, die die Größenmerkmale des § 1 er- 
reichen, einen Konzernabschluß oder Teilkonzern- 
abschluß aufzustellen und bekanntzumachen. 


Zu § 11 

Absatz 1 übernimmt im wesentlichen die Größen- 
merkmale des § 1, paßt sie aber den Besonderhei- 
ten des Konzerns an. Namentlich treten an die Stolle 
des Größenmerkmals der Umsatzerlöse die Außen- 
umsatzerlöse (§ 333 Abs. 2 Nr. 1 AktG). Denn die 
Bedeutung eines Konzerns kann nur an den Umsät- 
zen gemessen werden, die er mit konzernfremden 
Unternehmen erzielt. 

Absatz 2 Satz 2 berücksichtigt die Möglichkeit, daß 
die Konzernleitung kein Kaufmann im Sinne des 
Handelsgesetzbuchs ist und daher für sich selbst 
keinen Jahresabschluß aufzuslellen braucht. Dann 
soll der Abschlußstichtag des größten Konzernun- 
ternehmens mit Sitz im Inland maßgebend sein; bei 
seiner Ermittlung ist von den Größenmerkmalen des 
§ 1 auszugehen. 

Absatz 3 betriift Konzerm^ unter einer ausländi- 
schen Konzernleitung. Der deutsche Gesetzgeber 
kann die ausländische Konzernleitung nicht zur Auf- 
stellung eines Konzernabschlusses verpflichten. Be- 
herrscht sie aber über ein Konzernunternehmen mit 
Sitz im Inland einen inländischen Teilkonzern, so hat 
die inländische Teilkonzernleitung für den Teilkon- 
zern einen Teilkonzernabschluß aufzustellen, wenn 
die Größenmerkmale des Absatzes 1 für den Teil- 
konzern zutreffon. Ein Teilkonzernabschluß braucht 
jedoch nicht aufgestellt zu worden, wenn die auslän- 
dische Konzernleitung — aus der Sicht des deut- 
schen Rechts freiwillig — einen Konzernabschluß im 
Bundesanzeiger bekarintmacht, der den Grundsätzen 
der deutschen Konzernrechnungslegung entspricht. 
Die Regelung lehnt sich in Form und Inhalt eng an 
§ 330 des Aktiengesetzes an. Sie soll, wie § 330 des 
Aktiengesetzes, den Anreiz vermindern, sich durch 
Verlegung der Konzernleitung in das Ausland der 
Pflicht zur Aufstellung eines Konzernabschliissos zu 
entziehen. 

Für Konzerne, die aus Kreditinstituten oder aus 
Versicheriingsunternehmen bestehen, gelten nach 
Absatz 4 die Größenmerkmale des § 1 Abs. 3 und 4 
für Kreditinstitute und Versidieriiiigsunt(^riiehnu*n 
tmtsprec'hend. Es koiunit also bei einem Bdnk(}n- 
konzern darauf an, ob das Geschäftsvolumen des 


Konzerns 300 Millionen DM übersteigt, bei einem 
Versicherungskonzern, ob die Gesamt-Einnahmen 
aus Vtirsicherungsprämien 100 Millionen Deutsche 
Mark üb(U‘s teigem. 

Gehören dem Konztun nobtm Uattumehmen anderer 
Geschäftszweige auch Kreditinsitute und/oder Ver- 
sieht^ rungsuni ernehmen an, so bereitet die Fest- 
stellung, ol) er auf Grund seiner Größe zur Bekannt- 
^ niuchung eines Konzernabschlusses verpflichtet ist, 

1 keine Schwierigkeiten, wenn bereits die zum Kon- 
zern gehörenden Kreditinstitute ein Geschäftsvolu- 
men von über 300 Mi! honen DM oder die zu ihm 
gehörenden Versitheruugsunternehmen Prämien- 
eimiühmen vt)n über 100 Millionen DM t)der wenn 
die anderen Kt)nzernunternehm(m lür sich betrach- 
tet zwei der drei (Jrößeiimtnkmale des Absatzes 1 
erreichen. Schwieriger wird die Beurteilung, wenn 
weder die Kreditinstitute oder Versicherungsunto- 
nehmen noch die anderen Konzernunternehmen für 
i sich betrachttü, die rnaßgebendtm Größonmerkmale 
erreichen. Dann sind nach Absatz 4 Satz 2 bei der 
Feststellung der Konzerngröße die Größenmerkmale 
nach § 1 Abs. 3 und 4 entsprechend zu berücksich- 
tigen. Dabei ist von der Frage auszugehen, zu wel- 
chem Teil das Kreditinstitut oder Versicherungsun- 
ternehmen zur Größe des Konzerns beiträgt. Erreicht 
zum Beispiel ein zum Konzern gehörendes Kredit- 
I institut ein Drittel dos maßgebenden Geschäftsvolu- 
1 mens von 300 Millionen DM, so genügt es, wenn 
I die zum Konzern gehörenden Unternehmen der ge- 
i werblichen Wirtschaft mindestens zwei der drei 
I Größenmerkinale dos Absatzes 1 zu zwei Dritteln 
I erreichen. 

Nach Absatz 5 gilt dieser Abschnitt nicht, wenn die 
inländische Konzernleitung oder Teilkonzernleitung 
I eine Aktiengesellschaft oder Kommanditgesellschaft 
’ auf Aktien ist. Dann folgt nämlich die Pflicht, einen 
! Konzernabschluß aufzustellon, unmittelbar aus 
I §§ 329 ff. des Aktiengesetzes. 

Zu § 12 

Die Vorschrift regelt Beginn und Dauer der Pflicht, 
einen Konzernabschluß oder Teilkonzernabschluß 
nach diesem Unterabschnitt bekanntzumachen, in 
Anlehnung an § 2 über Beginn und Dauer der Pflicht 
! zur Bekanntmachung des Jahresabschlusses. 

i 

I Zu § 13 

Zur Regelung von Form und Inhalt des Konzern- 
oder Teilkonzernabschlusses verweist der Entwurf 
auf das Aktiengesetz. Die Verweisung erscheint 
1 hier aus ähnlichen Gründen wie zu § 5 Abs. 2 sach- 
I gerecht. Jedoch soll der Konzern- oder Teilkonzern- 
I abschluß nicht unbedingt in der Gliederung des Ak- 
; tiengesetzes aufgestellt werden müssen. Wenn für 
die Konzernspitze, sei es auf Grund ihrer Rechts- 
forrn — z. B.: als Genossenschaft (vgl. §§ 33 ff. Ge- 
nossenschaftsgesetz) — , sei es durch Formblätter 
• eine' andere Gliederung vorgeschrieben ist, tritt 
' diese nach Absatz 2 Satz 2 an die Stelle der aktien- 
! rechtlichen Gliederung. Die aktienrechtlichen Ver- 
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einfachungen für die Cjliederung des Kon/.erinil)- 
sfhlussps nadi § 4 Sat/ 2 AktCi Aus- 

weis der Vorräte in einem Posten — und § 333 AktG 
— Konzern-, Gewinn- und Verlustredinung in ver- 
einfachter Form — gelten dann entsprechend für die 
andere Gliederung. 


Zu § 14 

Oie Vorschriften über die Prüfung des Konzernab- 
schlusses oder Teilkonzernabschlusses lehnen sich 
an die entsprechenden aktienrechtlichen Vorschrif- 
ten (§ 336 AktG) an. Besonderheiten gelten aber für 
die Person des Prüfers. Nach § 336 Abs. 1 AktG gel- = 
ten die Abschlußprüfer der Obergesellschaft auch . 
als Konzernabschlußprüfer, wenn keine anderen i 
Prüfer bestellt werden. Diese Regelung paßt nicht | 
für alle Konzern- oder Teilkonzernabschlüsse nach 
dem Entwurf, da erstens nicht alle an der Spitze 
eines Konzerns oder Teilkonzems stehenden Un- 
ternehmen selbst der Abschlußprüfung unterliegen, i 
zweitens die Abschlußprüfer dieser Unternehmen ; 
nicht immer Wirtschaftsprüfer oder Wirtschaftsprü- 
fungsgesellschaften zu sein brauchen (vgl. § 164 
Abs. 1 AktG) und drittens auch bei Konzernleitun- 
gen oder Teilkonzernleitungen, die durch Wirt- 
schaftsprüfer oder Wirtschaftsprüfungsgesellschaf- 
ten zu prüfen sind, die Unabhängigkeit der Ab- 
schlußprüfer nicht immer in gleicher Weise gesichert 
ist wie nach § 164 Abs. 2 und 3 AktG. Absatz J : 
Satz 4 stellt daher klar, daß etwaige Abschlußprüfer ; 
des herrschenden Unternehmens nur dann auch als 
Konzemab Schlußprüfer gelten, wenn sie aktien- 
rechtliche Abschlußprüfer sein könnten. 

Bei Genossenschaften und gemeinnützigen Woh- ; 
nungsuntemehmen entspricht es der allgemeinen j 
Stellung des Prüfungsverbandes, daß er — nach 
Absatz 2 — auch Konzemabschlußprüfer ist. 

Nach Absatz 3 ist der Konzern- oder Teilkonzernab- , 
Schluß auch einem Aufsichtsrat vorzulegen. Das . 
Recht der Aufsichtsratsmitglieder, von den Vorla- 
gen Kenntnis zu nehmen und sie auf Verlangen aus- 
gehändigt zu erhalten, entspricht der Regelung in 
§ 337 Abs. 1 Satz 2 und 3 AktG (vgl. auch § 7 Satz 2 , 
des Entwurfs in Verbindung mit § 170 Abs. 3 des ■ 
Aktiengesetzes) . j 


Zu§ 15 

Die Vorschriften über die Einreichung und Bekannt- ^ 
machung des Konzern- oder Teilkonzernabschlusses 
lehnen sich teils an § 9 des Entwurfs über die Ein- ! 
reichung von Jahresabschluß und Geschäftsbericht 
zum Handelsregister, teils an § 338 AktG über die i 
Einreichung und Bekanntmachung des aktienrecht- : 
liehen Konzernabschlusses an. , 


zwcirru ijnti:rai^sc i iNirr 

Rtxhiiuiigslügiiny vuii Künzeriieii 
mit einer Aktiengesellschaft 
rils abhängigem Konzernunternehmen 

Zu § 16 

Der Unterabschnitt verpflichtet Konzerne und Teil- 
konzcime, denen eine Aktiengesellschaft als abhän- 
giges Konzernunternehmen angehört, zur Aufstel- 
lung und Bekanntmachung eines Konzern- oder Teil- 
konzernabschlusses. Diese Pflicht besteht, wie Ab- 
sötze 1 und 2 hervorheben, auch wenn der Konzern 
die Größenmerkmale des § 11 nicht erreicht. Denn 
sie beruht nicht auf der Größe des Konzerns, son- 
dern auf dem Gesichtspunkt, daß der Jahresabschluß 
einer konzernabhängigen Aktiengesellschaft nicht 
mehr die aktienrechtlich erforderlichen Aufschlüsse 
gibt. Vielmehr gewährt der Einzelabschluß einer 
konzernabhängigen Aktiengesellschaft nur zusam- 
men mit einem Konzernabsdiluß den in § 149 AktG 
geforderten möglichst sicheren Einblick in die Ver- 
mögens- und Ertragslage. Dementsprechend sind be- 
reits im Rahmen der Aktienrechtsreform Konzerne 
unter der Leitung einer Gesellschaft mit beschränk- 
ter Haftung oder berg rechtlichen Gewerkschaft, de- 
nen eine Aktiengesellschaft oder Kommanditgesell- 
schaft auf Aktien angehört, zur Aufstellung und Be- 
kanntmachung eines Konzemabschlusses verpflich- 
tet worden (§ 28 EG AktG). Die — an sich folge- 
richtige — Ausdehnung dieses Grundsatzes auf 
Konzerne unter der Leitung einer Personenhandels- 
gesellschaft oder eines Einzelkaufmanns ist im Rah- 
men der Aktienrechtsreform unterblieben, weil sie 
Personenhandelsgesellschaften und Einzelkaufleute 
erstmalig zu einer Offenlegung der Vermögens- und 
Ertragslage gezwungen hätte und für den Einzel- 
kaufmann bisher Vorschriften über die Behandlung 
des Privatvermögens im Jahresabschluß und bei des- 
sen Prüfung fehlten. Diese Gesichtspunkte stehen 
der folgerichtigen Weiterführung des mit § 28 
EGAktG beschrittenen Wegs nicht mehr entgegen, 
da der erste Abschnitt des Entwurfs eine Publizi- 
tätspflicht auch von Personenhandelsgesellschaften 
und Einzelkauf leuten begründet. § 16 verpflichtet 
daher die Leitung jedes Konzerns oder Teilkonzerns, 
dem eine Aktiengesellschaft oder Kommanditge- 
sellschaft auf Aktien angehört, einen Konzernab- 
schluß oder Teilkonzemabschluß aufzustellen und 
bekanntzumachen. Das gleiche gilt selbstverständ- 
lich auch für Konzerne, denen ein Großunternehmen 
im Sinne des Ersten Abschnitts angehört. Für sie 
braucht aber nichts besonderes bestimmt zu werden, 
da ein solcher Konzern stets auch die Größenmerk- 
male nach § 11 erfüllt und schon aus diesem Grunde 
zur Bekanntmachung eines Konzemabschlusses ver- 
pflichtet ist. § 28 EGAktG wird durdi § 16 des Ent- 
wurfs überflüssig und deshalb in § 22 Abs. 2 des 
Entwurfs aufgehoben. 
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Straf- und Schlußvorschriften 

Zu §§ 17 bis 20 

Die Straf- und Bußgeldvorschriften des Entwurfs 
lehnen sich an §§ 400, 403, 404, 405 Abs. 1 Nr. 4, 
Abs. 4, § 406 AktG an. Jedoch richtet sich die An- 
drohung nach §§ 17 und 20 — abweichend von 
§§ 400, 405 AktG — nicht auch gegen die Mitglieder 
des Aufsichtsrats. Denn es läßt sich nicht mit der für 
eine Strafandrohung erforderlichen Sicherheit über- 
sehen, welche Aufgaben der Aufsichtsrat bei den 
Unternehmen der verschiedenen Rechtsformen hat, 
für die der Entwurf gilt, und wie er zusammen- 
gesetzt ist. Ferner bedroht § 19 - — abweichend von 
§ 404 AktG — nur den Geheimnisverrat der Prüfer 
mit Strafe. Es besteht kein Grund, hier eine 
Schweigepflicht der Verwaltungen zu regeln. 

Ohne Vorbild im Aktiengesetz ist § 20 Abs. 2. Die 
Androhung einer Geldbuße soll sicherstellen, daß 
die Pflicht zur Erklärung gegenüber dem Register- 
gericht nach § 2 Abs. 2 und § 12 Abs. 2 eingehalten 
und dadurch das Registergericht in die Lage versetzt 
wird, die Erfüllung der Publizitätspflichten nach 
dem Entwurf zu überwachen. 

Zu § 21 

Die Vorschrift sieht Ordnungsstrafen zur Erzwin- 
gung einer Reihe von Pflichten nach dem Entwurf 
vor, die nicht durch § 14 HGB erfaßt sind. Sie 
lehnt sich inhaltlich eng an § 407 AktG an. Jedoch 
führt sie im Interesse größerer Übersichtlichkeit die 
einzelnen Pflichten auf, die durch das Ordnungs- 
strafrecht des Registergerichts erzwungen werden 
sollen. 

Zu § 22 

Die Änderungen des Aktiengesetzes (in Absatz 1) 
und des Einführungsgesetzes zum Aktiengesetz (in 
Absatz 2) berücksichtigten die neuen Pflichten zur 
Aufstellung der Bekanntmachung eines Konzern- 
oder Teilkonzernabschlusses nach dem Zweiten Ab- 
schnitt. § 330 AktG braucht künftig einen Teilkon- 
zernabschluß nur noch für den Fall zu verlangen, 
daß eine Aktiengesellschaft oder Kommanditgesell- 
schaft auf Aktien an der Spitze eines inländischen 
Teilkonzerns steht, der nicht die Größenmerkmale 
nach § 11 aufweist. § 28 des Einführungsgesetzes 
kann entfallen, weil die Vorschrift in § 16 des Ent- 
wurfs mitenthalten ist (vgl. die Begründung zu § 16). 


Absatz 3 paßt das Reichsgesetz über die Angelegen- 
heiten der freiwilligen Gerichtsbarkeit, Absatz 4 
das Rechtspflegergesetz an den Ersten und Zweiten 
Abschnitt des Entwurfs an. 

§ 27 Abs. 2 des Gesetzes über das Kreditwesen re- 
gelt die Bestellung der Prüfer bei Gesellschaften mit 
beschränkter Haftung und Personenhandelsgesell- 
schaften in Einzelheiten abweichend von § 6 Abs. 3 
des Entwurfs. Namentlich weist § 6 Abs. 3 des Ent- 
wurfs die Wahl der Abschlußprüfer bei Gesellschaf- 
ten mit beschränkter Haftung „den Gesellschaftern" 
ZU; aus § 27 Abs. 2 Satz 3 KWG, der von einer Wahl 
durch die „Gesellschafterversammlung" spricht, 
könnte geschlossen werden, daß die Wahl stets in 
einer Versammlung der Gesellschafter erfolgen muß. 
Ferner ist zu § 27 Abs. 2 KWG streitig, ob die Prü- 
fer bei Personenhandelsgesellschaften von allen Ge- 
sellschaftern (also auch von Kommanditisten) oder 
nur von den geschäftsführenden Gesellschaftern zu 
wählen sind. Der Entwurf klärt dies für seinen Be- 
reich in § 6 Abs. 3 Satz 2. Absatz 5 paßt das Gesetz 
über das Kreditwesen dieser Regelung an. Dabei 
erschien es zweckmäßig, die zur Zeit noch auf das 
Aktiengesetz von 1937 lautenden Verweisungen 
des Kreditwesengesetzes ausdrücklich (vgl. § 29 
Abs. 2 EGAktG) auf das Aktiengesetz von 1965 
umzustellen. Das machte die Neufassung des § 27 
Abs. 3, des § 28 Abs. 2 Satz 3 und des § 53 Abs. 2 
Nr. 3 Satz 2 des Kreditwesengesetzes notwendig. 
Sachliche Änderungen sind damit nicht verbunden. 


Zu § 23 

Den Unternehmen, die durch den Entwurf erstmalig 
zur Aufstellung und Bekanntmachung eines Jahres- 
abschlusses nach aktienrechtlichen Grundsätzen 
verpflichtet werden, muß ausreichende Zeit belas- 
sen werden, sich auf ihre neuen Pflichten einzustel- 
len. Nach den Absätzen 1 und 2 braucht daher erst- 
mals für das nach dem 31. Dezember 1969 begin- 
nende Geschäftsjahr nach dem Entwurf Rechnung 
gelegt zu werden. Das bedeutet, daß frühestens im 
Jahre 1971 ein Jahresabschluß (Absatz 1) oder ein 
Konzern- bzw. Teilkonzernabschluß (Absatz 2) nach 
dem Entwurf bekanntzumachen ist. Dieser Zeit- 
raum erscheint ausreichend, zumal da beim Über- 
gang zur Rechnungslegung nach dem Entwurf die 
bisherigen Buchwerte weitgehend fortgeführt wer- 
den können (§ 5 Abs. 2 Nr. 6 des Entwurfs). 


Zu § 24 

Die Vorschrift enthält die übliche Berlin-Klausel. 
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Anlage 2 


Stellungnahme des Bundesrates 


Der Bundesrat bedauert, nicht in der Lage zu sein, 
zu dem 

Entwurf eines Gesetzes über die Rechnungs- 
legung von Großunternehmen und Konzernen 

- — Drucksache 296/68 — 

gemäß Artikel 76 Abs. 2 des Grundgesetzes Stellung 
zu nehmen. 

Er muß sich seine Stellungnahme für den zweiten 
Durchgang Vorbehalten. 

Die Bundesregierung hat den Gesetzentwurf zusam- 
men mit dem 

Entwurf des Gesetzes über Steuererleichterun- 
gen bei Änderung der Unternehmensform 

— Drucksache 292/68 — 

dem Bundesrat so zugeleitet, daß die verfassungs- 
mäßige Frist zur Abgabe einer Stellungnahme heute 
abläuft. Die Bundesregierung hat sich damit über 
den Wunsch des Bundesrats hinweggesetzt, die Zu- 
stellung der beiden Gesetzentwürfe um drei Wochen 
zu verschieben. Dieser Wunsch war daraus begrün- 
det, daß den Ausschüssen des Bundesrats und den 
politisch verantwortlichen Landesregierungen eine 
gründliche und sachgemäße Beratung dieser politisch 
bedeutsamen Gesetzentwürfe nicht zuzumuten war, 
da sie ohnehin in der heutigen Sitzung des Bundes- 
rats politisdi hochbedeutsame und umfangreiche Ge- 
setzesvorlagen angehäuft haben, und zwar 


die Notstandsverfassung mit 6 Ausführungsgeset- 
zen, 

das Achte Strafrechtsänderungsgesetz (Reform des 
politischen Strafrechts), 

das Zweite Gesetz zur Änderung strafrechtlicher 
Vorschriften der Reichsabgabenordnung usw. (Re- 
form des Steuerstrafrechts), 

die Reform des Haushaltsrechts mit einer Grund- 
gesetzänderung und 2 Ausführungsgesetzen. 

Diese Häufung traf vor allem den Rechts aus schuß, 
bei dem die Beratung aller dieser Gesetze mit der 
einen Ausnahme des Umwandlungssteuergesetzes in 
einer Sitzung zusammentraf. Hinzu kam, daß der In- 
halt des Entwurfs des Publizitätsgesetzes den Län- 
dern bisher nicht bekannt und dem Bundesrat nur 
in einem einzigen Exemplar zugestellt worden war, 
so daß bis zur Drucklegung und Verteilung an die 
Länder ein wejsentlicher Teil der dem Bundesrat zur 
Verfügung stehenden Beratungsfrist verstrichen war. 

Der Bundesrat vermag für die Nichtbeachtung seines 
Wunsches nach Verschiebung der Zustellung um so 
weniger Verständnis aufzubringen, als der Deutsche 
Bundestag die beiden Gesetzentwürfe nach seinen 
Terminplanungen ohnehin nicht mehr vor den Parla- 
mentsferien beraten wird. 

Der Bundesrat ist der Auffassung, daß der Zeitdruck, 
unter den er hier gestellt worden ist, die Berechti- 
gung seiner Gesetzesinitiative zur Verlängerung der 
Beratungsfrist erneut deutlich macht. 
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Anlage 3 


Auffassung der Bundesregierung 
zu der Stellungnahme des Bundesrates 


1. Die Bundesregierung behält sich vor, bei der Be- 
ratung des Entwurfs durch die Ausschüsse des 
Deutschen Bundestages zu den Empfehlungen der 
Ausschüsse des Bundesrates Stellung zu nehmen. 

2. Die Bundesregieung hält die Zustimmung des 
Bundesrates zu dem Gesetzentwurf nicht für er- 
forderlich. Daß das Aktiengesetz, das Einfüh- 
rungsgesetz zum Aktiengesetz und des Rechts- 
pflegergesetz zustimmungsbedürftig waren und 
als zustimmungsbedürftige Gesetze verkündet 


worden sind, begründet nach der von der Bundes- 
regierung ständig vertretenen Auffassung noch 
nicht die Zustimmungsbedürftigkeit eines Geset- 
zes, das Änderungen der mit Zustimmung des 
Bundesrates verkündeten Gesetze vorsieht. Ein 
solches Gesetz ist nur dann zustimmungsbedürf- 
tig, wenn der Inhalt der Änderungen selbst es 
ist oder wenn Vorschriften geändert werden, die 
seinerzeit zur Zustimmungsbedürftigkeit der Ge- 
setze geführt haben. Keine dieser Voraussetzun- 
gen ist gegeben. 
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